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Heutzutage, da sich die Frauenbewe- 
gung heftig sträubt, endgültig zur Re- 
servearmee unseres Landes zu werden, 
sollten wir Behinderte unserem Vertei- 
digungsminister die Stange halten. Er, 
der Verteidiger aller Unterdrückten 
und Außenseiter unserer Gesellschaft, 
hat uns verdient. Immerhin hat Adolf 
sich zum Schluß ja auch unserer erin- 
nert und hat Alte, Krüppel und Kinder 
so richtig gleichberechtigt integriert. 
Aber Adolf ist natürlich nicht Wörner 
und umgekehrt auch nicht. 

Wir müssen uns schon ein bißchen auf- 
drängen, denke ich, sowie es uns 
Schweizer Behinderte vormachen, oder 
ist das alles gar nicht ernst gemeint. 
Na, lest dazu den Artikel von Wolfram 
Jakob in dieser LP. Die Informationen 
und Illustrationen dazu habenwir aus 
der Schweizer Behindertenzeitschrift 
,,pro-infirmis". Besten Dank! 

Auch der EMMA haben wir zu danken, 
für den Artikel von Theresia Degener. 
Wir haben ihn im Original übernom- 
men. Das soll Euch aber nicht abhal- 
ten, die EMMA zu kaufen. Sie berich- 
tet diesen Monat u. a. noch zu Geiss- 
lers Mütterstiftung, zu Lesbenehen, zu 
Frauen in der Mafia, zur ,,Männersa- 
che" Arbeitskampf usw. 

Ganz besonders gefreut haben wir uns 
über den Artikel von Andreas Habicht 
zur Situation Behinderter in Norwegen 
und hoffen, uns mal mit einem Artikel 
für unser norwegisches Gegenstück 
„handikapnytt" erkenntlich zeigen zu 
können. 

Von uns in der Redaktion gibt es nichts 
Neues zu berichten, außer das wir jetzt 
endlich eine zuverlässige und dauerhaf- 
te Lösung für unsere Composerschwie- 
rigkeiten gefunden haben. Ingrid Hor- 
lemann. Vielleicht hift das nun wieder, 
regelmäßig zu erscheinen. Dafür, das 
wir Anfang des Jahres schon mal nicht 
erschienen sind, dafür machen wir jetzt 
im Sommer keine Doppelnummer. Es 
gibt also eine Sommer-LP mehr. 

Schöne Ferien! 
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Ausgleichsopfer im Wehrwesen verstan- 
den werden, die von alle denen gezahlt 
werden muß, die als dienstuntauglich 
ausgemustert werden. 

iCönnen Schweizer Behinderte 
chon ab 1985 Soldat werden? 

„Auch die Behinderten wollen — wenn 
immer möglich - die Wehrpflicht in ir- 
gendeiner Form, z.B. in einem zivilen 
Ersatzdienst, durch jiersönlichen Ein- 
satz erfüllen. Bis heute haben sie dies 
erfolglos gefordert. Solange diese Mög- 
lihkeit zur Integration verwehrt wird, 
betrachten sie den Militärpflichtersatz 
als Diskriminierung." Diesen Wortlaut 
veröffentlichte die Arbeitsgemein- 
schaft Schweizer Kranken- und Invali- 
den-Sel bsth i Ifeorga n isation | AS K10) 
1979. 

Die Forderung von Schweizer Behin- 
derten, in die Armee eingegliedert zu 
werden, Soldat sein zu können, er- 
scheint zunächst absurd oder ruft doch 
zumindest Unverständrris hervor. Zum 
iThema der Einbeziehung Behinderter 
In die Armee fand im Januar 1'84 in 
Bern eine Tagung der ASKIO statt. Die 
dort zum Ausdruck gebrachte Mei- 
nungspalette der Behinderten ist breit 
gefechert. Sie reicht von der Forde- 
rung nach obligatorischer Wehrpflicht 
für Behinderte über den freiwilligen 
Einsatz von Behinderten in der Armee 
und/oder dem Zivilschutz bis hin zur 
ersatzlosen Streichung des Militär- 
pflichtersatzes. 

Dieser Artikel will versuchen, einen für 
uns fremden Problembereich der Be- 
hinderten in der Schweiz aufzuzeigen, 

M i I itärpf ichtgesetz 

Nach Artikel 1 des Schweizer Bundes- 
gesetzes über den Militärpflichtersatz 
haben die „Schweizer Bürger, die ihre 
Wehrpflicht nicht oder nur teilweise 
durch persönliche Dienstleistung (Mili- 
tärdienst) erfüllen, . . , einen Ersatz In 
Geld zu leisten" (Art. 1, MPG). 

Dieser Ersatzpflicht soll als eine Art 

Als 1979 eine Teilrevision des Militär- 
pflichtgesetzes vom Schweizer Parla- 
ment deklariert wurde, setzten sich ei- 
ne Reihe von Behindertenverbänden 
für die ersatzlose Streichung dieser,Er- 
satz-Steuer' ein. Neben dem Schwei- 
zer Invalidenverband, der Blindenorga- 
nisation und der Vereinigung kleiner 
Menschen trat vor allem die ASKIO 
an die Öffentlichkeit, Die Behinderten- 
organisationen konnten trotz der Un- 
terstützung von Parlamentariern und 
trotz Eingaben an die beratenden Gre- 
mien die Abschaffung dieser ,Krüppel- 
steuer' nicht durchsetzen. Als Teiler- 
folg kann gewertet werden, daß seit 
1980 nur noch die Behinderten zur 
Ersatzpflicht herangezogen werden, 
dren Einkommen abzüglich aller be- 
hinderungsbedingter zusätzlicher Auf- 
wendungen mehr als 50 % über dem 
Existenzminimum liegt. 

Der Gedankengang der Presserklärung 
der ASKIO von 1979 kann darauf hin- 
aus interpretiert werden: Solange es 
für Behinderte keine Möglichkeit zur 
Erfüllung der Militärpflicht gibt, kann 
auch keine finanzielle Ersatzleistung 
verlangt werden. 

Differenzierte Tauglichkeit 

Bei der Aushebung (bundesdeutsch: 
Musterung) werden die 19jährigen 
Schweizer Jungmänner als diensttaug- 
lich, hilfsdiensttauglich oder als dienst- 
untauglich eingestuft. 

Die Schwierigkeiten bei der Kategori- 
sierung in die verschiedenen Tauglich- 
keitsgrade sowie die Unzufriedenheit 
der Soldaten des Hilfsdienst über ihren 
Status innerhalb der Armee nahm das 
Eigenössische Militärportment (EMD) 
zum Anlaß einer Studie. Nach dieser 
Studie sollen die 3 Tauglichkeitstufen 
durch den Begriff der .differenzierten 
Tauglichkeit‘'ersetzt werden. 

SoWatI 

von Wolfram Jakob 

Nach Aussage des Chefs der Sektion 
Grundlagenplanung des EMD's, Oberst 
Kämpfer, war es ursprünglich vorgese- 
hen, die differenzierte Tauglichkeit bis 
hinein in den Bereich der Behinderten 
zu definieren. 

Während der Diskussion kam man 
beim EMD jedoch zu dem Schluß, die 
beiden Bereiche, .differenzierte Taug- 
lichkeit' einerseits und ,den Einsatz Be- 
hinderter in der Armee' andererseits 
getrennt zu bearbeiten. Desweiteren 
stellt Oberst Kämpfer fest, daß ein Ein- 
satz Behinderter keinesfalls obligato- 
risch sein kann, sondern allenfalls auf 
dem Grundsatz der Freiwilligkeit ba- 
sieren muß. Die Studie des EMD dif- 
ferenziert die eventuelle Tauglichkeit 
Behinderter nach 3 Kategorien: 

1. Wehrpflichtige, die in ihrer Marsch- 
und/oder Tragfähigkeit einge- 
schränkt sind. 

2. Wehrpflichtige, die eine Uniform 
tragen können und die — je nach zi- 
viler Ausbildung - in Verwaltungs- 
funktionen der Truppe eingesetzt 
werden können. 

3. Wehrpflichtige, für die eine Unifor- 
mierung unzweckmäßig wäre, und 
die nur im Instruktionsdienst 
(Dienst in Friedenszeiten) in Ver- 
waltungsfunktionen des EMD in zi- 
vil eingesetzt werden können. 

Auf Anfrage des EMD erklärte sich die 
ASKIO bereit, den Einsatz Behinderter 
in der Armee mit zu diskutieren, unter 
der Bedingung, daß dabei auch die Fra- 
ge des Militärpflichtersatzes berücksich- 
tigt werde. Durch die aktuelle Diskus- 
sion wili das EMD nun abklären, wie 
das Modell „differenzierte Tauglich- 
keit" Realität werden könnte. Ein Pi- 
lotprojekt, heißt es, wolle nun frühe- 
stens 1985 starten. 

Daß Behinderte schon so früh in die 
Planungen der Verantwortlichen beim 
EMD miteinbezogen werden, zeigt, 
daß die Militärs sich hier auf Neuland 
begeben. Susanne Schrieber, Redak- 
teurin bei ,Pro Infirmis' stellt die 
(wohl entscheidende) Frage, ob das In- 



teresse des EMD an einer solchen Idee 
nur unter dem Druck einiger Behinder* 
tenverbände zustande gekommen ist, 
aus dem man sich im Zuge der Integra- 
tionswelle nicht um Lösungen drücken 
kann, zumal eine irgendwie geartete 
Eingliederung Behinderter in die Ar- 
mee mit enormen finanziellen Auf- 
wendungen verbunden ist. 

Stellungnahme von Vertretern der Ar- 
mee zur anstehenden Frage fehlen so 
gut wie ganz. Es ist auch kaum vor- 
stellbar, daß von Seiten der Militärs 
Bedarf für behinderte Soldaten besteht. 
Oder kann die Schweizer Armee Ihre 

Truppenstärke mangels diensttaugli- 
eher Schweizer Jungmänner nicht auf- 
rechterhalten? Der kämpfenden Trup- 
pen können Behinderte, auch wenn die 
Militärs dies wollen, eh nicht angehö- 
ren, da hier die Militärversicherung 
nicht mitspielt. So wären Behinderte 
von vorneherein von allen militäri- 
schen Übungen ausgeschlossen. 

Das Aktionskomitee TIABIDA fordert 
die totale Integration aller Behinderter 
in die Armee. Einen Eindruck darüber, 
wie diese Integration aussehen könnte 
und welch ein Aufwand dazu notwen- 
dig wäre, vermittelt die nachfolgende 
Satire. 

Wir können nicht zusehen, wie einmal 
mehr nur eine halbherzige Aufnahme 
der Behinderten in die Armee geplant 
ist. Vor allem liegt uns am Herzen, 
dass allen Behinderten das Recht auf 
eine Uniform zuerkannt wird. Totale 
Integration in die Armee heisst für uns 
die aktive und gleichwertige Mitarbeit 
aller Behinderten entsprechend ihren 
Fähigkeiten. Überhaupt: Wo liesse 
sich Integration besser ünd vollständi- 
ger venwirklichen als in der Rekruten- 
schule? Alle Jungmänner, behinderte 
und nichtbehinderte, erlebten mitein- 
ander eine Gemeinschaft von gegen- 
seitiger Hilfe und Freundschaft und 
allseitigem Vertrauen und Verständ- 
nis. Mit diesen Erfahrungen kehrten 
sie dann in den Alltag zurück, in dem 
es für sie Behinderte nur noch als 
vollwertige und gleichberechtigte Mit- 
menschen gäbe und nicht mehr als 
leistungsschwachere Aussenseiter. 
Wahrlich: Die Rekrutenschule würde 
zu einer durchdringenden «Schule 
der Nation». Die Durchsetzung des 
ganzen Truppenkörpers mit Behinder- 
ten hätte einige kleinere Auswirkun- 
gen auf die Ausbildung der Offiziere 
und Instruktoren. So müssten diese 
mit der Blindenschrift Braille sowie der 
Zeichensprache der Gehörlosen be- 
kannt gemacht werden. Auch kleinere 
Anpassungen technischer Art wären 
notwendig. Für die kleinen Menschen 
müsste der Rucksack Modell 74 mit 

Vorsicht: Satire! 

Wir fordern «Totale Integration aller Behinderten in die Armee» (TIABIDA) 

kleinen Rädern versehen werden, da- 
mit das Nachschleifen am Boden 
nicht dessen frühzeitige Abnützung 
verursacht. Für Blinde gestalten sich 
die Einsatzmöglichkeiten und damit 
die militärische Nachfrage so vielfäl- 
tig, dass das bestehende Reservoir 
bei weitem nicht ausreichen wird: 
Atompilzfrüherkennung (Blinde wer- 
den durch den Lichtblitz einer Atom- 
explosion nicht geblendet), Leitung 
und Überwachung von Nachtübun- 
gen, Befehligung von Truppen in un- 
beleuchteten Unterständen, Blindflug, 
Geräuscherkennung auf lange Di- 
stanzen (fehlt bis anhin in der Schwei- 
zer Armee) usw. Eine wesentliche 
Voraussetzung füf die effiziente Ver- 
wendung der Blinden im Truppenkör- 
per ist die Züchtung eines feldgrauen 
Blindenhundes. Die Anschaffungs- 
und, Unterhaltskosten der militärtaugli- 
chen Tiere würde zur Hälfte vom EMD 
mitfinanziert. Dadurch könnte die IV 

IV heißt: Invalidenversicherung 

ihre Hundesubventionen um 50% re- 
duzieren. Der gleiche Finanzierungs- 
schlüssel würde auch für die Rollstüh- 
le gelten. Die IV übernähme - zusam- 
men mit dem EMD - nur noch das 

feldgraue Schweizer Fabrikat «SKS- 
Patriot» mit Vollgummireifen. Ganz 
nebenbei sei uns hier die Anmerkung 
gestattet, dass die IV damit Einspa- 
rungen in Millionenhöhe vornehmen 
könnte. Die Befehlsgebung sowie 
übrige notwendige Kommunika^^ 
mit den Gehörlosen erfolgte mittels 
Aluminium-Schrifttafeln. 
Ein Sortiment dieser Tafeln müsste 
von jedem Unteroffizier und Offizier in 
der Bereitschaftstasche GH 84 stän- 
dig mitgetragen werden. 

Unserer Forderung 
entsprechend muss die TIABIDA 
auch die Schworst- und Mehrfachbe- 
hinderten umfassen. Sie würden in 
die MUMM-Kompanien (MUMM = 
menschliches Übungs- und Moulage- 
Material) eingeteilt, die für Sanitäts- 
und Transportübungen als Trainings- 
objekte zur Verfügung stehen. 
Zusätzliche - aber durchwegs kosten- 
günstige - Posten müssten bei der 
Materialbeschaffung in Betracht gezo- 
gen werden: feldgraue Blech-Urinfla- 
schen inkl. einer Schutzhülle, Diabe- 
tes-Militär-Schoggi und Guetzli, Uni- 
formen mit asymmetrischen Ärmeln 
und Beinrohren, Rollstühle mit Rau- 



penantrieb Modell RR, Stromaggre- 
gate auf Jeep-Anhängern zum nächt- 
lichen Aufladen der Elektrorollstühle, 
Treppenraupen für den Einsatz in Ka- 
sernen und Unterkünften sowie ein 
robusteres Modell für den Häuser- 
kampf. Neben der bereits erwähnten 
Entlastung der IV brächte die totale 

Ö0rd& - a - /Ol/s 

Aktionsgemeinschaft gegen Kür- 
zungen in der Sozialpolitik 

Die aktuelle sozialpolitische Entwick- 
lung, insbesondere im Bereich der Be- 
hindertenhilfe seit dem internationalen 
Jahr der Behinderten, hat bei mehr als 
5 Millionen behinderten Mitbürgern 
und ihren Angehörigen Betroffenheit, 
Unruhe und Unmut ausgelöst. 
Die in der Sozialpolitik deutlich wer- 
denden Tendenzen, die Rechte behin- 
derter Bürger in unerträglicher Weise 
zu beschneiden und die dadurch wie- 
der auflebenden diskriminierenden 
Einstellungen gegenüber ihren behin- 
derten Mitgliedern, haben die Vor- 
stände der Bundesarbeitgemeinschaft 
der Clubs Behinderter und ihrer Freun- 
de, Mainz, und den Bundesverband 
Selbsthilfe Körperbehinderter Kraut- 
heim, veranlaßt, sich zu einem gemein- 
samen Aktionsbündnis zusammenzu- 
schließen. 
Beide Verbände, die seit vielen Jahren 
vergleichbare Ziele verfolgen, wollen 
alle in einem Rechtsstaat legitimen 
Mittel ausschöpfen, um weitere unge- 
rechtfertigte Angriffe gegen das Sozial- 
staatsprinzip abzuwehren. 
Eine aus beiden Verbänden gegründete 
Kommission wird gemeinsame Strate- 
gien entwickeln, um die Interessen be- 
hinderter Menschen stärker als bisher 
wahrzunehmen und vor allem dem 
Grundsatz der Finalität (Gleichstellung 
aller Behinderter, unabhängig von der 
Ursache der Behinderung) wieder Gel- 
tung zu verschaffen. 

Alle Behindertenverbände sind aufge- 
rufen, über Verbandsfragen hinaus, in 
solidarischer Partnerschaft zusammen- 
zuarbeiten, um die gesellschaftliche 
Eingliederung behinderter Mitbürger in 
Zukunft abzusichern. 

Programm im SWF 3 

KONTAKT - eine Sendung für 
Behinderte und Nichtbehinderte 

27.6. Dreht sich das Rad zurück? 
(Reform und Gegenreform in 
Italien) 

11.7. Problemkiste, Ausgabe 32* 

Kein Wort von guten Taten 
(über die Behindertenarbeit der 
DPSG) 

25.7. Problemkiste, Ausgabe 
Gespräch über die Werkstatt für 
Behinderte 
(In den Hagsfelder Werkstätten 
Karlsruhe) 

* alle Problemkisten mit Dieter Philippen 
Änderungen varbehalten 
auch zu empfangen über Kurzwelle 7265 
KHz im 41-m~Band 

Integration aller Behinderten in die Ar- 
mee auch für die Miiitärversicherung 
(MV) enorme Einsparungen. Wird je: 
^and durch einen Militärunfall behin- 
Bert, so wird er im Armeeinstruktions- 
dienst angestellt. Eine Invaiidenrente 
der MV fäilt somit weg. 
Das Prinzip der Integration sei seiner. 
Bedeutung wegen nochmals hervor- 
gehoüen: Die Angehörigen eines Zu- 
ges sind für sämtliche Dienstleistun- 
gen und die Pflege «ihrer» Behinder- 
ten verantwortlich: Aufnehmen, Mor- 
gentoilette. Uniform anziehen, Beglei- 
tung aufs WC, Rollstuhl schieben, Es- 
sen eingeben, in den Panzer helfen, 
Kleidungsstücke und Material reini- 
gen U3W. Alle Ausbildungen, Instruk- 
tionen und Übungen müssten den Be- 
dürfnissen der körperlich ünd geistig 
schwächsten Soldaten angepasst 
werden: Marschübungen, Handgra- 
natenwerfen, Überqueren eines Flus- 
ses usw. 

Aktionskomitee TIABIDA 

aus ,,pro-infirmis 
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SCHWARZFAHREN MIT DEM ROLLSTUHL 
odf* aufKriieken: Wmig§tenw hundert Behinder- 
te, darunter der eelbtt behinderte SPI>Abgeord- neie Mtv Weber, demomtrierten geetem in U* 
und S-SoAnen dagegen, daß man Unm die Frei- karten im öffentlichen ^ahtferkehr gettriehen 
hat Vor allem geütig vrtd teeluch Behinderte 
fühlen eich üda den Bonner SpamutflrMhmen be- 
troffen. Aber auch die Cehprioten wiesen bei- 
tpielweiae darauf Air. daß eie betonderr häufig /afifvn mütMn» da iAnen viele Kommunihations- 
mägliehkeiten wie etwai da* Telephon - nicht zur Verfügung ttehen. Dagegen hätten *ie rneiet 
nur karge Verdienstmöglichkeiten, so daß der 
Wegfaü der Fregteit eine soziale Härte ^deute. 

Die Gruppe^ die demonstrativ ohne Fahmuswette 
blieAk fiihr mit der U-Bahn von der Münchener zum Marienpiats, von dort per S-Bahn 
zum Hauptbahnhof, Rosenheimer Platz, Bahnhof 
und wieder zum Marienplatz, Die Zugführer war- 
teten oAn« zu drängen, bi* die Rollstuh^hrer und Krückengänger oft nur unter Mühen die 
Waggons bestiegen hatten. Als Fahrkarlenkon-’ 
trolleuve fwahrscheinlich versehentlichi nxtf- 
fauchten und uon den „Sehwan^hrem* axtf- 
merksam gernaeht wurden, bevorzugiert die Kon- troUschaffner einen Zug in Gegenrichtung. Die 
Demoristrahten empfanden das Verhalten des 
MW-Personals als ^olidarisieTung". 

eroj/Photo: Fritz Neuwirth 
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Kirchliche Behindertenhilfe 

ln der Geschichte hat sich primär die 
kath. und evang. Kirche um behinder- 
te Menschen gekümmert. Beide, Cari- 
tas und Diakonie, haben damit begon- 
nen, Anstalten für Behinderte zu schaf- 
fen, um sie mit Hilfe therapeutischer 
Maßnahmen zu fördern. 

Wir woilen in unserem Artikel keine 
Beurteilung der kirchlichen Behinder- 
tenhilfe treffen, sondern die Schwer- 
punkte ihrer Arbeit nur darstellen. 

In einem Caritas-Faltblatt über Behin- 
dertenhilfe der kath. Kirche in der Erz- 
diözese München und Freising heißt es 
u. a.: „Für die Kirche ist die Behinder- 
tenhilfe kein Phänomen des 20. Jahr- 
hunderts. Schon immer galt ihre be- 
sondere Sorge den Armen, Siechen 
und Kranken, durch persönlich geübte 
Nächstenliebe und organfsierte Hilfe." 
Als zwei Meilensteine dafür gelten die 
„Cretinen-Heilanstalt" (1852) und die 
„Anstalt für männliche Unheilbare" 
(1873), die den Betroffenen Schutz 
und Förderung boten. 

Schwerpunktmäßig basiert auch die' 
heutige Caritas-Behindertenhilfe auf 
institutionalisierter Rehabilitation. 

Schwere der Behinderung oder aus so- 
zialen Gründen nicht in Tageseinrich- 
tungen gefördert werden können, ei- 
nen überschaubaren Lebensraum, eine 
gestufte soziale Integration in einem 
gestalteten pädagogischen Feld und in 
der Regel ein System differenzierter 
und spezialisierter Hilfen und Fach- 
dienste an" („unser Standpunkt", S, 
52). 

Daneben gibt es ambulante Dienste 
und offene Angebote. Darunter ver- 
steht die Caritas vor allem Beratung, 
Unterstützung oder Entlastung des Be- 
hinderten bzw. seiner Angehörigen. 
Der Hintergrund für diese Hilfen ist, 
dem behinderten Menschen sein sozia- 
les Umfeld (= seine Familie) zu erhal- 
ten. In diesem Zusammenhang seien 
auch die familienunterstützende und 
-entlastende Dienste erwähnt. 
Weitere Schwerpunkte sind Frühförde- 
rung, Erziehung und Bildung (z. B. heil- 
pädagogische Tagesstätten), Arbeit 
und Beruf (z. B. spezielle Werkstätten), 
Wohnen (z. B. Wohnheime) und die 
sog. offene Bihindertenhilfe, die ent- 
weder Teil der Gemeinwesenarbeit 
oder der kath. Jugendarbeit bzw. Er- 

„Heime und stationäre Einrichtungen jA\_wachsenenbildung ist Sie um^aß^ so- 
haben auch in unserer Zeit nicht an “ 
Bedeutung verloren. Sie bieten den Be- 
hinderten, die aufgrund von Art oder 

ziale'Beratung, Ver mittlung von Hilfs- 
diensten etc., Behindertenseelsorge - 
die zum festen Bestandteil der Behin- 
dertenarbeit gehört und u. a. die spe- 
ziellen Bedürfnisse der Behinderten be- 
rücksichtigt — sowie Freizeit- und Er- 
holungsangebote. Mit letzterem sind 
Gruppen und Clubs gemeint, die der 
Begegnung von behinderten und nicht- 
behinderten Menschen dienen. Unter- 
schiedliche Angebote sollen u. a. dazu 
beitragen, gegenseitige Ängste und Un- 
sicherheiten abzubauen ■ nach dem 
Grundsatz „soziale Integration voll- 
zieht sich auch innerhalb der Freizeit.'^ 
So weit die wesentlichen Inhalte d^^ 
Caritas-Behindertenhilfe. 
Auch die Diakonie hat ihre Behinder- 
tenhilfe mit Anstaltsgründungen be- 
gonnen: Bethel (1867) und die Alster- 
dorfer Anstalten (ab 1860), um zwei 
der bekanntesten Einrichtungen für be- 
hinderte Menschen zu nennen. Die Pa- 
lette der jetzigen diakonischen Behin- 
dertenhilfe ist in ihrer Grundstruktur 
mit der von der Caritas vergleichbar. 
Erst in jüngster Zeit bestreitet die Dia- 
konie auf diesem Gebiet neue Wege. 
Den Anstoß dazu gaben die Idee „Ge- 
meinsam leben lernen im Kindergar- 
ten" und die „Diakonischen Initiati- 
ven für Behinderte und Nichtbehinder- 
te", die 1980 vom Vorsitzenden des 
Rates der Evangelischen Kirche 
Deutschlands (EKD) und vom Präsi- 
denten des Diakonischen Werkes der 
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EKD in Kirche und Diakonie prokla- 
miert wurden. 
Der Gedanke vom „gemeinsam leben 
lernen im Kindergarten" stammt von 
Eltern, Mitarbeitern von integrativen 
Kindergärten und wird von verant- 
wortlicher Seite unterstützt und getra- 
gen. 

Die Fanzösisch-reformierte Gemeinde 
(Frankfurt) setzte als erste diese Idee 
in die Tat um. Den AnstoS zu diesem 
Projekt gaben zwei Dialoggottesdienste: 
,,Das Kind in der Gemeinde" (70) und. 
„Der behinderte Mensch in unserer Ge- 
sellschaft" (74). Für die Initiatoren des 
integrativen Kindergartens, der 77 er- 
öffnet wurde, war u. a. folgendes wich- 
tig: Altersgemischte und koedukative 
Gruppen; Kindergruppen mit unter- 
schiedlichen Behinderungsarten; ambu- 
lante Therapieangebote. 

FAus Finanzierungsgründen wird „der 
neue (integrative) Kindergarten ja eine 
,Sonderkindertagesstätte' sein und die- 
se muß vom zuständigen Träger der 
Sozialhilfe. . . als ,teilstationäfe Ein- 
richtung' anerkannt sein, sonst gibt es 
keine Mittel für den Betrieb" („Dia- 
konie" 1/83, S. 33). 
Zu der ersten integrierten Gruppe mit 
5 behinderten und 10 nichtbehinder- 
ten Kindern kamen nach einigen Mo- 
naten zwei weitere Gruppen hinzu. 
Dieses Projekt wurde 18 Monate von 
der Universität Frankfurt wissenschaft- 
lich begleitet. Die Begleitforscher ka- 
men zu dem Ergebnis, daß sozial-koe- 
dutive Erziehung nicht nur möglich Ist, 
sondern daß diese sowohl für behinder- 
te als auch für nichtbehinderte Kinder 
gewinnbringend ist. 

Im Frühjahr 78 beschloß der Kirchen- 
worstand der Gemeinde Cantate Domi- 
mo (Frankfurt), in ihrem Kindergarten 
die integrative Erziehung: „Integrati- 
ves Handeln entspricht dem Wesen 
christlichen Glaubens, der sich am 
Handeln Jesu von Nazareth orientiert, 
an seinem unermüdlichen Bemühen, 
Außenstehende in das Zusammenleben 
aller einzugliedern. Eine Kirchenge- 
meinde hat daher den besonderen dia- 
konischen Auftrag, in ihrem Bereich 
und Umfeld Integration Behinderter 
und ihrer Familien zu praktizieren und 
andere Mitbürger wie Institutionen da- 
zu anzuregen. Insbesondere hat sie Le- 
bensformen zu entwickeln, die das Da- 
sein von Starken und Schwachen, Kran- 
ken und Gesunden, Behinderten und 
Nichtbehinderten in ein gemeinsam 
gestaltetes urid beglückendes Zusam- 
menleben wandein..." (a. a. 0., S. 35). 
Während der vierjährigen Vorberei- 
tungsphase wurde intensive Öffentlich- 
keitsarbeit betrieben. Vorurteile und 
Zweifel gegenüber integrativer Erzie- 
hung konnten nicht nur abgebaut wer- 
den, sondern die Skeptiker konnten 
überzeugt werden, „daß Sondereinrich- 
tungen Gettos darstellen, die das Zu- 

Da es in Hessen für integrative Erzie- 
hung noch keine gesetzliche Grund- 
lage gibt und von den Sehinderten- 
Interessenverbänden so gut wie keine 
Unterstützung zu erwarten ist, („Sorge 
um den Erhalt der eigenen Sonderein- 
richtungen"), sieht sich die evang. Kir- 
che als Anwalt der integrativen Idee. 
Auch in der Dietrich-Bonhoeffer-Ge- 
meinde (Bremen-Huchting) besteht 
seit Sommer '82 ein integrativer Kin- 
dergarten. 
Abgesehen von solchen Initiativen be- 
müht sich z. B. die evang. Jugend Mün-. 
chen seit Jahrzehnten um eine integra- 
tive Jugend- und Freizeitarbeit, die das 
Ziel hat, einerseits behinderten Men- 
schen eine optimale Teilnahme des ge- 
sellschaftlichen Lebens zu ermöglichen 
— andererseits die Bevölkerung mit 
Problemen Behinderter vertraut zu ma- 
chen. 
Bei all diesen Aktivitäten und Engage- 
ments der evang. Kirche lassen sich of- 
fensichtlich „Pannen" nicht völlig ver- 
meiden. Eine solche Panne ist z. B. der 
Neubau eines Jugendhauses, das nur 
bedingt rollstuhlgerecht gebaut wurde. 

Ruti) MiHfer/Werner Müller 

VERSAGEN 

der Evangelischen Jugend 

Die Evangelische Jugend München lud 
alle für den 31. Mai 1984 zur Einwei- 
hung ihres neuen Freizeiten- und Ju- 
gendhauses ein. Rollstuhlfahrer sind 
sicher auch willkommen, aber sie sind 
später in dem neuen Haus nicht sehr 
willkommen, denn nur ein einziges 
Zimmer ist für sie geeignet. 
Der Arbeitsbereich Soziale Rehabili- 
tation der Evangelischen Jugend hat in 
einem Flugblatt speziell die Behinder- 
ten zum mitfeiern bzw. zum protestie- 
ren aufgefordert. Da die Luftpumpe 
auch Grund zum energischen Protest 
sieht, veröffentlichen wir dieses Flug- 
blatt, versehen mit Kommentar von 
Werner Spring: 
'Dieser Neubau ist nicht für Rollstuhl- 

fahrer geeignet und deshalb auch nicht 
für unsere Arbeit. In gleicher Weise 
können die Ziele der Sozialen Rehabi- 
litation der EJM in diesem Bau nicht 
verwirklicht werden. Das ist eine Un- 
verschämtheit, eine Beleidigung gegen 
Behinderte und deren Freunde. Das 
lassen wir uns nicht gefallen. Unser 
Ziel: die selbstverständliche Teilnahme 
des behinderten Menschen an allen ver- 
schiedenen Formen des ganz normalen 
gesellschaftlichen Lebens. 

Es geht vor allem darum, 
der permanenten Ausgliederung 

Behinderter aus dem Leben 
der Gemeinschaft 

Einhalt zu gebieten. 

Wir fordern alle, die sich diesen Neu- 
bau auch nicht gefallen lassen, auf, an 
diesem Einweihungstag anwesend zu 
sein." 

KOMMENTAR 
Immerhin, die Soziale Rehabilitation 
der Evangelischen Jugend München 
protestierte am Tag der Einweihung 
gegen den für Rollstuhlfahrer ungeeig- 
neten Neubau, unterstützt von etlichen 
Behinderten aus ganz München. 
Wie konnte es passieren, daß die Evan- 
gelische Kirche einen für Rollstuhlfah- 
rer ungeeigneten Neubau erstellte? Wie 
konnte dieses unverständliche Versa- 
gen so einfach passieren? Die Evange- 
lische Jugend München gehörte näm- 
lich zu den ersten in München, die sich 

' ab 1970 für die Integration und Eman- 
zipation der Behinderten stark machte. 
Der Versuch von Behinderten und 
Nichtbehinderten zu einer gleichwerti- 
gen Partnerschaft fand u. a. in einem 
älteren Haus der Evangelischen Kirche 
statt, das ganz zufällig einigermaßen 
rollstuhlfahrergerecht war. Und jetzt 
errichtet dieselbe Evangelische Kirche 
diesen unmöglichen Neubau. 
Zum behindertengerechten Bauen der 
Evangelischen Kirche eine persönliche 
Erfahrung: Ich habe von 1975—1980 ^ 



in der Evangelischen Kreuzkirchen- 
Gemeinde engagiert für die Integration 
und Emanzipation der Behinderten ge- 
arbeitet. Bei einem Umbau des Ge- 
meindehauses konnte erreicht werden, 
daß der zu bauende Lift rollstuhlfah- 
rergeeignet gebaut wurde. Der Archi- 
tekt hatte zwar sein Versprechen, ei- 
nen behindertengerechten Umbau zu 
planen, nicht gehalten, aber sobald 
dies erkannt wurde, sorgten wir dafür, 
daß noch nach Baubeginn umgeplant 
wurde! Wir hatten es dann nicht nötig 
hinterher zu protestieren. 

Ich komme bei dem neuen Haus der 
Evangelischen Jugend München, in 
Grafrath nicht umhin, der Evangeli- 
schen Kirchenführung, dem Architek- 
ten und vor allem B. Riedel, dem Lei- 
ter des Arbeitsbereiches Soziale Reha- 
bilitation bei der Evangelischen Jugend 
München, Versagen vorzuwerfen. 
Und ich behaupte ganz unbescheiden, 
als Leiter der Sozialen Rehabilitation 
hätte ich dafür gesorgt, daß die Ein- 
weihung des neuen Hauses der Evange- 
lischen Jugend München auch für Roll- 
stuhlfahrer ein Grund zum Feiern ge- 
wesen wäre. 

m 

TIPS 

Der gemeinnützige Verein ,,Reisen mit 
Behinderten" hat sein neuestes Ange- 
bot von Gruppenreisen vorgelegt: 

Weitere Informationen beim Verein 
„Reisen mit Behinderten e. V.", Am 
Stadtarchiv 12, 4040 Neuss, Telefon 
02101/273735 
S 

POST AUS Sft 

PARKERLEICHTERUNG 

Die Behinderten-Beratungsstelle der 
saarländischen Landeshauptstadt 
Saarbrücken, die auch besonders 
eifrig im Plakate-entwerfen ist (wir 
haben schon einige in der LUFT- 
PUMPE veröffentlicht) schickte uns 
folgendes Schreiben: 

ARBBOCKEN 

Werner Spring hat dann in Saarbrücken 
mal nachgefragt, was sonst noch läuft, 
der OB Lafontaine schrieb zurück: 

Betrifft: Parkerleichterung 

Liebe Mitbürgerin, 
liber Mitbürger, 

wie Sie sicherlich wissen, dürfen seit 
1. August 1980 auf den besonders 
ausgeschilderten Behindertenpark- 
plätzen nur Personen parken, die im 
Besitz des speziellen blauen Park- 
ausweises sind. 
Bedauerlicherweise werden diese 
Stellplätze häufig von nicht behin- 
derten Autofahrern belegt, oder der 
notwendige Seitenabstand (ca. Im) 
wird sehr oft nicht eingehalten. Da- 
durch wird Rollstuhlfahrern der Zu- 
gang zu ihrem PKW verwehrt, bzw, 
Schwerstgehbehinderten wird der 
Einstieg erschwert. 
Aus diesem Grunde hat die Landes- 
hauptstadt Saarbrücken eine Plaket- 
te herausgebracht, die auf die Park- 
probleme von Schwerbehinderten 
hinweist. Diese Plakette können sie 
mühelos an der Innenseite des 
Fensters der Fahrer- bzw. Beifah- 
rertür befestigen. 
Ich hoffe, daß die Plakette mit 
dazu beiträgt, Verständnis für die 
Parkprobleme Behinderter bei nicht 
behinderten Autofahrern zu wecken 
und diese sich dann entsprechend 
verhalten. 

Mit freundlichen Grüssen 
Sozialdezernent Gütlein 

Die angesprochene Plakette ist eher 
ein ausgewachsenes Schild - Grösse; 
18 mal 29 cm , weisse Schrift auf 
blauem Grund - weitere Informati- 
onen: 
Behinderten-Beratungsstelle 
Sozialamt Saarbrücken 
Herr Gütlein 
Postfach: 439/440 
66oo Saarbrücken 
Tel.: 0681/3098264 

PLANUNG IM BEHINDERTEN- 
BEREICH ^ 

Sehr geehrter Herr Spring, 

die Eingliederung Behinderter in die 
Gesellschaft ist m.E. erst in Ansätzen 
verwirklicht. Es darf daher nicht dabei 
bleiben oder verstärkt dahin kommen, 
daß fpr Behinderte ,,Ghettos" bereit- 
gestellt werden, innerhalb derer sie ei- 
ne Existenzberechtigung finden, außer- 
halb derer sich aber das gesellschaftli- 
che Leben ohne ihre Beteiligung voll- 
zieht. 

Um behinderten Mitbürgern, ihren Fa- 
milienangehörigen, Partnern usw. eine 
umfassende Beratung zu ermöglichen, 
die erforderlichen Hilfen zur weitest- 
gehenden Selbständigkeit zu geben 
und zur Verbesserung ihrer Situation 
mit beizutragen, hat die Landeshaupt- 
stadt Saarbrücken im Jahre 1978eineJ 
Behindertenberatungsstelle eingerich-" 
tet. Die Beratung erfolgt sowohl im 
Innendienst (Sozialamt) als auch im 
Außendienst (Hausbesuche). Diese Tä- 
tigkeit nimmt eine Sozialarbeiterin 
wahr. 

Im März 1 982 hatte ich angeordnet, ei- 
ne dezernatsübergreifende Arbeitsge- 
meinschaft „8ehindertenfragen" ein- 
zurichten. Ständige Mitglieder sind 10 
Fachämter (z, B. Planungs-, Hochbau-, 
Tiefbau-, Sozialamt usw.) und die Saar- 
brücker gemeinnützige Siedlungsgesell- 
schaft. Die Federführung dieses Gre- 
miums habe ich der Behindertenbera- 
tungsstelle übertragen. 

Aufgaben der AG 

1. Die Belange der Behinderten bereits 
im Planungsstadium zu berücksich- 
tigen. 

2. Eine reibungslose Koordination und 
Kooperation der Aufgaben der 
Fachämter zu gewährleisten, z.B. 
bei sozialen, baulichen, Verkehrs- 
technischen Maßnahmen und 



3. Zusammenarbeit mit Selbsthilfe- 
gruppen, Institutionen, Verbänden 
usw. auf lokaler Ebene, z. B. Auf- 
führung von Filmen über Alltags- 
probleme und die Situation Behin- 
derter im Stadtkino „Camera", ge- 
meinsame Veranstaltungen (z. B. 
Podiumsdiskussionen über ,, Eutha- 
nasie", „Auflösung von Sonderschu- 
len" usw.) mit der Volkshochschule, 
in Zusammenarbeit mit Selbsthilfe- 
gruppen, Durchführung von Infor- 
mationsstanden usw. 

Aus der Praxis des Sozialamtes sind 
viele Fälle bekannt, wo sich Behinder- 
te vergeblich um geeignete Wohnungen 
bemüht haben. Aus diesem Grund ha- 
be ich 1982 veranlaßt, daß eine Haus- 
haltsstelle zum Aus- bzw. Neubau 
(Deckung der Mehrkosten) behinder- 
tenfreundlicher bzw. -gerechter Woh- 
nungen eingerichtet worden sind. Die 
Saarbrücker gemeinnützige Siedlungs- 
gesellschaft hat inzwischen vier din- 
gerechte Wohnungen erstellt, einige 
Wohnungen entsprechend der Art der 
Behinderung des Betroffenen umge- 
baut und mehrere solche Wohnungen 
in zukünftigen Projekten eingeplant. 
Durch eine gute Wohnraumversorgung 
der behinderten Mitbürger soll erreicht 
werden, 

1. daß die Betroffenen in ihrer vertrau- 
ten Umgebung bleiben können un- 
ter Inanspruchnahme der sozialen 
Dienste, z. ß. Vermittlung eines Zi- 
vildienstleistenden, Fahrdienst, Rol- 
lender Mittagstisch und 

2. die Anzahl der Unterbringungen in 
Heime gemeindert wird. 

Es ist heute und zukünftig umso not- 
wendiger ,,das Behindertengerede" von 
sogenannten Fachleuten und Exprerten 
zu stoppen und statt dessen den gesell- 
schaftlichen Konflikt ins Bewußtsein 
zu heben. Wir müssen auch davon weg- 
kommen, daß der Behinderte von Ge- 
burt an sonderbehandett wird. Seine 
Isolationskarriere beginnt häufig mit 
langen Aufenthalten in Kliniken, Son- 
derabteilungen, Rehabilitationszen- 
tren, es folgen Sonderkindertagesstät- 
ten, Sonderkindergärten, Sonderschu- 
len, Sonderfahrdienste, Sonderarbeits- 
plätze und schließlich Heime, meistens 
weit draußen im Grünen, außerhalb 
der Sozialgemeinschaft. Es wäre je- 
doch falsch, zu resignieren, im Gegen- 
teil, die Aktivitäten müssen verstärkt 
werden. 

Ich wünsche Ihrem Verein weiterhin 
viel Erfolg bei seiner Arbeit und ver- 
bleibe 

mit freundlichen Grüßen 
Lafontaine 
Oberbürgermeister, Saarbrücken 

Es gibt eine „Kassetten-Zeitschrift" 
die sich als Brückenschlag zwischen be 
hinderten und nichtbehinderten Men 
sehen versteht. Sie heißt ,,Der gemein 
same Weg" und ist kostenlos zu erhal 
ten bei: 
Tonstudio Fidelio 83 
Ferdinand Weiler 
Auf der Linde 9a 
6631 Ensdorf/Saar 

THEATERSEMINAR 

Internationales Theaterseminar vom 
10.-19. August 1984 für Amateure, 
Pädagogen und für Leute, die Spaß am 
Theaterspielen haben aus Italien, 
Frankreich, Holland, England und der 
BRD. Es finden Workshops zu Aus- 
druckstheater, Zirkustechniken, Be- 
wegungs- und Straßentheater statt. 

Preis: DM 315,- (alles inbegriffen) 

Informationen und Prospekte über: 

Jeanine de Heus, Eckhard Schöller 
Haus Lerbach 
5060 Bergisch Gladbach 
Telefon 02202 / 31 021 

Ausstellung: Behindertengerech- 
tes Wohnen 

Im Rahmen der Messe „HEIM-t-HAND- 
WERK, die vom 1 .—9. Dezember 1984 
in München stattfinden wird, wird in 
einer Sonderschau in einer eigenen 
Halle unter dem Thema ,,REHA-FO- 
RUM 84" eine Ausstellung über „Be- 
hindertengerechtes Wohnen" gezeigt, 
ebenso eine Sonderschau zum Thema 
„Rehabilitation in Beruf und Alltag". 

Wer sich mit Ideen, Vorschlägen, In- 
fo-Ständen oder in welcher Form auch 
immer an dieser 7. ,^HEIM + HAND- 
WERK" beteiligen möchte, sollte sich 
möglichst bald direkt mit der Messelei- 
tung 
Objektleitung HEIM + HANDWERK 
(Kennwort „REHA-Forum") 
Herrn H. H. Wolff 
Theresienhöhe 14 
8000 München 2 
Telefon 089 / 51 98-0...) 
in Verbindung setzen. 

Es wird übrigens dort auch der deut- 
sche Versehrtenfahrzeugdienst mit ei- 
nem Info-Center vertreten sein und 
neue Rollstuhlmodelle, Fahrzeuge für 
Behinderte, Zusatzgeräte usw. vorstel- 
len. 

HANDICAP 
SEGLER- 

GILDE e.V. 

HANDICAP TROPHY '84 

IV. Internationale Segelregatta 
für Behinderte 

Die Handicap Segler Gilde e. V., Bahn- 
hofstr. 41, 5800 Hagen, Tel. 02331 / 
26860 veranstaltet die diesjährige Han- 
dicap-Trophy vom 5. September bis 
11, September 1984 vor Flen'sburg auf 
der Förde, für Behinderte mit minde- 
stens 60 % MDE. 

Gesegelt werden die Bootstypen: 
PIRAT — 2 Personen 
NADINE — 3-4 Personen 
FOLKEBOOT - 3-4 Personen 

Die Boote werden zur Verfügung ge- 
stellt. 
Ausrichter ist die Marine-Schule Mürwik 
in Flensburg-Mürwik, 

Gesegelt wird wie bisher immer, mit 
Normalflock und Groß. Bei Hartwind; 
Sturmfock und gerefftes Groß. 
Schwimmwestenzwang ist obligato- 
risch. 
Meldeschluß: 30. Juli 1984 

TIP von Werner Müller 

Bekanntlich haben Schwerbehinderte 
innerhalb von S-Bahnbereichen, unab- 
hängig von ihrem Wohnort, in Eil- und 
Nahverkehrszügen Freifahrt. Da dies 
anscheinend noch nicht alle Schaffner 
wissen, sollten sich die Betroffenen als 
„Beweisstück" das „Fahrplan-Mittei- 
lungsblatt Nr. 2" bei der DB besorgen. 
Darin sind alle Freifahrtstrecken aufge- 
listet. 

KLEINANZEIGE 

„Bungalow Baujahr 1979 — erstellt für 
Rollstuhlfahrer, 121 qm Wohnfläche 
in einer Ebene mit Garage und Garten 
im Luftkurort Horhausen-Pleckhau- 
senA/Vesterwald verkehrsgünstig und 
zugleich ruhig gelegen von privat zu 
verkaufen. Telefon ab 20.00 Uhr: 
02687-8210", Rudolf Thusek. 
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EtN LADUNG 
zur 5. Suchfahrt des 

CE BE EF Stuttgart e. V. 

Liebe Clubmitglieder, liebe Freunde, 

wie im vergangenen Jahr, veranstalten 
wir auch dieses Jahr wieder eine Auto- 
Suchfahrt im Umkreis von Stuttgart. 

Sie findet am 7. Juli 1984 statt. 

Start: 13.00 Uhr auf dem Parkplatz 
bei der Wohnanlage Fasanenhof, Lau- 
beweg 1,7000 Stuttgart 80 

Startgeld: 10,— schwäbische Dollars 
pro Auto 

Mitzubrtngen sind: eine gute Straßen- 
karte „Stuttgart & Umgebung", 
Schreibzeug, eine Schreibunterlage 
und gute Laune. 

WICHTIG: Jeder Teilnehmer fährt auf 
eigenes Risiko. Der Ce Be eF Stuttgart 
e.V. übernimmt keine Haftung. 

Anmeldung an: Hans Kreiter, Laube- 
weg 1, 7000 Stuttgart 80. 

„Wachsende Nachfrage nach am- 
bulanten Diensten für Behinderte" 

ln diesem Monat feiert der „Verein zur 
Förderung der Integration Behinderter 
e.V." (kurz: fib), Mitglied im Deut- 
schen Paritätischen Wohlfahrtsverband, 
sein zweijähriges Bestehen. Zu diesem 
Anlaß hat der Verein eine Dokumen- 
tation erstellt, die einen Überblick 
über die bisherige Arbeit und insbeson- 
dere den raschen Abbau des Ambu lan- 
ten Hilfsdienstes für Behinderte gibt. 
Ca. 75 nebenamtliche Mitarbeiter und 
Mitarbeiterinnen stehen für stunden- 
weise Hilfeleistungen zur Verfügung, 
im Bereich der individuellen Schwerbe- 
hindertenbetreuung hat der fib 25 Zi- 
vildienstplätze, von denen Mitte dieses 
Jahres 15 besetzt sein werden. Auf- 
grund der knappen finanziellen Mittel 
kann der Verein jedoch gerade in die- 
sem Bereich die wachsene Nachfrage 
nicht in dem Maße befriedigen, wie es 
wünschenswert wäre, so daß mit einer 
Belegung aller Zivildienstplätze erst im 
nächsten Jahr zu rechnen ist. Das An- 
geobt des fib wird Dank Unterstützung 
des Arbeitsamtes Marburg ab Juni er- 
weitert um eine mobile Beratung und 
Unterstützung für Familien mit behin- 
derten Angehörigen. 
Für Interessierte ist die Dokumenta- 
tion zum Selbstkostenpreis erhältlich 
in der Geschäftsstelle des fib eV., Am 

■ Erlengraben 12a, 3550 Marburg/Lahn, 
Telefon 06421-13606." 

Wirt zieht Aunde 
Behinderten vor 

Mit der Begründung"!ch habe doch 
keinen Zirkus" hat ein Wirt im süd- 
westfranzösischen Bordeuax die Be- 
dienung eines Behinderten im Roll- 
stuhl abgelehnt. Jetzt wurde der 37- 
jährige wegen Verweigerung einer 
Dienstleistung zu 3ooo Franc 
(loöo DM) Schmerzensgeld verur- 
teilt. Vor den Behörden verteidigte 
er sich;"Diese Leute haben doch ihre 
Restaurants für sich. Außerdem neh- 
men sie mit den Rollstühlen Platz 
weg." Er fügte noch hinzu;"Aber 
Hunde sind bei uns erlaubt." 

Leserbrief: 
Hier schicke ich Ihnen einen Artikel 
über meine Freizeit. Vielleicht können 
Sie ihn gebrauchen. Ich würde es toll 
finden, wenn Leute von ihren eigenen 
Problemen mehr erzählen würden, als 
über andere zu berichten, 

Susanne Glas 

Freizeit — muß man darüber überhaup^^ 
diskutieren? Die Sache Ist doch klar: 
Je mehr Freizeit einer hat, desto besser. 
In der Freizeit, da passiert das eigent- 
liche Leben. Freizeit — da kann man 
endlich tun, was einem Spaß macht. 
Aber wie erlebe ich persönlich meine 
Freizeit? 
Ich persönlich habe teilweise große 
Schwierigkeiten mit meiner Freizeit, 
besser gesagt mit meiner freien Zeit 
umzugehen. Es gibt Phasen, wo ich 
meine Zeit vertrödel. Ich sitze dann 
meist da und hoffe, das es Abend wird. 
Kein Buch interessiert mich. Im Fern- 
sehen läuft nichts, was mich anspre- 
chen würde. In solchen Phasen, sie 
dauern Gott sei Dank nur wenige Stun- 
den, hätte ich das Bedürfnis, mit Leu- 
ten zusammen zu sein oder auch eine 
Kneipe zu besuchen. Aber das geht 
kaum, da ich wegen meiner Behinde-^^ 
rung nicht Autofahren oder allein^V 
Weggehen kann. So muß ich die Dinge 
meistens vorplanen. Von Spontanität 
ist hier nicht die Rede. Deshalb bleibe 
ich oft zuhause und drehe die Musik 
taut auf, um hoffentlich auf andere 
Gedanken zu kommen. 
In dieser Zeit fällt es mir auch sehr 
schwer, mich so anzunehmen, wie ich 
bin. Ich rege mich über jede Kleinig- 
keit auf, die nicht so gelaufen ist, wie 
ich es mir vorgestellt habe, z, B. wenn 
ich auf fremde Menschen unsicher ge- 
wirkt habe und sie deshalb einen fal- 
schen Eindruck von mir bekamen. 

Ich habe gelernt, andere Schwerpunkte 
in meiner Freizeit zu setzen. Z. B. lese 
ich sehr gerne, weil ich durch Bücher 
meine Mitmenschen und mich besser 
kennenternen kann. Für mich ist jeder 
Besuch unheimlich wertvoll. Sie beglei- 
ten mich in meinen trüben Tagen und 
geben mir immer wieder neue Kraft, 
um nicht aufzugeben. Mit neuer Ener- 
gie gehe ich auf Menschen zu und ver- 
suche, ihre Unsicherheit gegenüber 
dem Fremdkörper .Rollstuhl' zu neh- 
men. 



Statt Ausbau öffentlicher Ver- 
kehrsmittel: Sonderfahrdienst 
Im Januar 1979 wurde in Berlin das 
Forschungsprojekt „Telebus" gestar- 
tet. Wie aus einer Broschüre, dem „Te- 
lebus-Telegramm", herausgegeben vom 
Senator für Arbeit und Soziales und 
dem Senator für Wirtschaft/Berlin, her- 
vorgeht, . .ist der Anlaß für den Te- 
lebus der Widerspruch zwischen dem 
Anspruch der Behinderten an der 
selbstverständlichen Teilnahme am öf- 
fentlichen Leben und den einge- 
schränkten Möglichkeiten, diesen An- 
spruch zu verwirklichen..." 
Eingeschränkt sind die Möglichkeiten 
aber in allererster Linie, weil das ge- 
samte öffentliche Verkehrswesen für 
Behinderte unzugänglich ist und weiter 
unzugänglich neugebaut wird. 
Sonnenklar, was da für Bund und 
Kommunen die Lösung ist; ein Son- 
derfahrdienst muß her, koste es, was es 
wolle. 

Der Staat läßt sich die Aus- 
sonderung‘was kosten 

Zur Finanzierung des Mammutprojekts 
wurden zunächst 49,1 Mio. DM veran- 
schlagt, davon wurden 85 % vom Bun- 
desministerium für Forschung und 
Technologie bereitgestellt, 15 % trug 
der Berliner Senat, der inzwischen die 
Finanzierung des jetzt schon 80 Mio. 
DM schweren Unternehmens ganz 
übernommen hat. Für 10 Mio. DM ent- 
wickelte Messerschmitt-Bölkow-Blohm 
(MBB) einen Dispositionscomputer. 
Die SNV (Berl. Studiengesellschaft 
Nahverkehr) zur Funktion des Com- 
puters: „Aus den entgegengenomme- 
nen und im Rechner gesammelten 
Fahrtwünschen werden am Vorabend 
des jeweiligen Betriebstage4.ab 18 Uhr 
die Tagesrouten für die einzelnen Fahr- 
zeuge gebildet. Die Dispositionsaufga- 
be besteht darin, eine möglichst hohe 
Produktivität des Betriebes durch opti- 
male Zuordnung aller Fahrtwünsche 
auf die einzelnen Fahrzeuge zu errei- 
chen. Die Komplexität dieser Aufgabe 
verlangt ab einem bestimmten Ver- 
kehrsaufkommen den Einsatz eines 
Rechners mit besonderen Dispositons- 
programmen." 

Diese Programme existieren aber für 
diese 10-Mio.-Anschaffung bis heute 
nicht. 

Das Projekt in der Theorie 

Das „Telebus-Telegramm" gibt Auf- 
schluß darüber, wie sich die „Macher" 
das Projekt vorgestellt haben (wie das 
In der Praxis aussieht, davon später) 

Was ist Telebus? 

Telebus ist die Bezeichnung für einen 
speziellen Fahrdienst für Behinderte 
der per Telefon beansprucht werden 
kann und mit speziellen ,computer-ge- 

steuerten Fahrzeugen durchgeführt 
wird. 
Planung und Durchführung sollen Mo- 
dellcharakter für die gesamte BRD ha- 
ben. 
Wie funktioniert Telebus? 
Durch Anruf in der Telebuszentrale 
wird der Fahrtwunsch gemeldet. Dort 
wird geprüft, ob zum gewünschten 
Zeitpunkt eine Fahrt möglich ist. Die 
Anmeldung wird unmittelbar bestätigt 
oder es wird ein Alternativangebot ge- 
macht. Von 18 Uhr—22.30 Uhr sollen 
„Spontanfahrten" (für den nächsten 
Tag) zu bekommen sein. 
Wer ist berechtigt? 
Der berechtigte Personenkreis ist be- 
schränkt auf die Personen, die auf- 
grund ihrer Behinderung 

— ein öffentliches Verkehrsmittel 
nicht benutzen können (richtig: 
aufgrund der baulichen Hindernisse) 

— ein Taxi nur mit Schwierigkeiten 
benutzen können 

— über ein eigenes, behihdertengerech- 
tes Fahrzeug nicht verfügen 

Telebus in der Praxis 
Wird der Telebus den selbstgestellten 
Anspruch und den Bedürfnissen Behin- 
derter gerecht? 

Bietet der Sonderfahrdienst den Behin- 
derten ' geleichwertige Beförderungs- 
möglichkeiten wie Busse und Bahnen 
des öffentlichen Verkehrsnetzes? 

Vorneweg: die derzeit 56 Busse und 
23 Taxis, die im Rahmen des Projekts 
unterwegs sind, erfüllen bei weitem 
nicht die Erwartungen die man an die- 
ses Projekt gestellt hat. Wie die Praxis 
deutlich erweist, ist der Telebus kein, 
den öffentlichen Verkehrsmitteln 
gleichwertiges Beförderungssystem 
oder erlaubt eine „selbstverständliche" 
Teilnahme am öffentlichen Leben. 
Aufgrund beschränkter Fahrtkapazität 
— mit 4.900 Telebusbenutzern hat 
man derzeit die Grenze der Möglich- 
keiten des Projekts erreicht (790 Be- 
rechtigungsanträge liegen noch auf Eis) 
— ergibt sich eine Voranmeldefrist von 
ca, 1 Woche. Wer die 88 00 33 für Nor- 
malbestellung oder die 88 00 31 08 für 
Spontanbestellung (die sowieso sogut 
wie nicht möglich ist) wählt, muß sich 
meist die Finger wund wählen, bis er 
das Freizeichen hört — braucht also 
bevor er die Fahrt überhaupt antritt 
schon mal viel, viel Zeit und Geduld. 

Was die Pünklichkeit angeht, wird das 
80 Mio. schwere Großunternehmen 
nicht einmal bescheidensten Ansprü- 
chen gerecht. Verspätungen um 2 Stun- 
den sind im Extremfall schon mal drin. 
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Deshalb bestellen findige Leute für 18, 
19, 20 Uhr ein Taxi, wenn sie einen 
Termin um 20.30 einhalten müssen. 
Um Verzögerungen zu begrenzen, wur- 
de der Telebus durch eine, in der BRD 
einzigartige Neuheit bereichert, dem 
„fliegenden Dienst", der mit einem 
PKW zum Start, bzw. Zielort des Fahr- 
gastes fährt, um die vor, bzw. nach der 
Fahrt anfallenden Hilfen zu geben. 
Ganz schön aufwendig, außerdem 
konnte diese geniale Erfindung, die, 
durch den Computer vorprogrammier- 
ten Verzögerungen nicht aufhoten. 

Der Computer 
Schon bald mußten die Berliner Ent- 
wickler feststellen, daß der Disposi- 
tionscomputer mehr Verwirrung als 
Ordnung brachte, deshalb schaltete 
man ihn 1982 vorerst ab, mit dem Er- 
gebnis, daß mit Hilfe manueller Tech- 
niken 600 Fahrten mehr am Tag be- 
wältigt wurden. 

Mit dem Computer lassen sich exakte 
Fahrzeiten nicht errechnen. Über den 
Berliner Stadtplan wurde ein „Ver- 
kehrsnetz" gelegt. Jedes der so entste- 
henden Rechtecke bekam einen Ver- 
knüpfungspunkt. Der Computer rech- 
net die Fahrt nicht vom Start- zum 
Zielort sondern von Verknüpfungs- 
punkt zu Verknüpfungspunkt. Daß das 
Fahrzeug aber, um zum Zielort zu 
kommen, oft erhebliche Umwege fah- 
ren muß, „sieht" der Computer nicht 

Ohne Dispositionscomputer unter- 
scheidet sich dieses Projekt prinzipiell 
nicht von anderen Sonderfahrdiensten. 
Dazu E. Bauer, Leiter der Abtig. Be- 
hindertenpolitik beim Senat: „Hier ist 
kein Fahrdienst in die Welt gesetzt 
worden, der vollständig funktioniert. 
Es hätte von Anfang an stärker betont 
werden müssen, daß dies ein For- 
schungsvorhaben ist. Ich will es einmal 
überspitzt ausdrücken: Die Schwierig- 
keiten waren im Rahmen des For- 
schungsprogramms absichtlich gewollt, 
um Lösungen zu erarbeiten. Es wäre 
natürlich schöner gewesen, wenn es 
von Anfang an hingehauen hätte." 
War es nun „absichtlich gewollt" oder 
nicht? 
Da darf man ja gespannt sein, welche 
„Lösungen" da in Zukunft noch erar- 
beitet werdeni 

Die Konkurrenz: 
Nahverkehrsprofis 

Ohne öffentliche Hilfe und ohne wei- 
teren Aufwand hat sich in Bremen ein 
Behindertenfahrdienst entwickelt, der 
dem umständlichen, aufwendigen Te- 
lebus weit überlegen ist. 1977 entwik- 
kelte ein Bremer Taxifahrer den 
Schwenksitz, der Rollstuhlfahrern das 
Taxifahren erleichtert und legte damit 
den Grundstein zum Aufbau eines Ta- 
xifahrdienstes in Eigeninitiative, der 
heute von 35 Taxiunternehmen mit 55 
Fahrern betrieben wird. 5 PKW-An- 
hänger für E-Stühle wurden ange- 
schafft. 

für München eine Übertragungsstudie 
des Berliner Modells vor, 595 000 DM 
sind schon in den telebusmäßigen Aus- 
bau des bestehenden Fahrdienstes in- 
vestiert worden. Scheinbar ignoriert 
wird, daß gegenüber dem unrentablen, 
umständlichen, aufwendigen Sonder- 
fahrdienst Taxis schneller, billiger, zu- 
verlässiger, zudem sofort verfügbar 
sind. 

Eine Fahrt mit dem Sonderfahrdienst 
kostet (einfach) mindestens 39,— DM 
(eher mehr). Trotzdem hat das Modell 
der wesentlich billigeren Initiative der 
Bremer Taxifahrer keine Chance, sich 
als Modell gegen einen institutionali- 
sierten Fahrdienst durchzusetzen. 

Da muß sich doch für wen der Sonder- 
fahrdienst lohnen., .? 

Der Sonderfahrdienst des ASB wird 
nur noch von den Behinderten benutzt, 
die nicht in der Lage sind, ihren Roll- 
stuhl zu verlassen. 
Die Nahverkehrsprofis punkteten ihre 
sozialen Kollegen schnell aus. „Wenn 
einer nur irgendwie kann, wird er nicht 
mit dem ASB fahren. Da sind keine 
Spontanfahrten möglich, außerdem 
kann man sich auf die nicht verlassen. 
Mit einer halben Stunde und mehr 
Verspätung muß man immer rechnen 
— wie wollen sie da pünktlich zu einer 
Veranstaltung kommen?"* 

Die Taxifahrer verfügen über eine bes- 
sere Ortskenntnis, kennen oft sogar die 
Schaltzeiten der Ampeln. Umwege, die 
gefahren werden müssen, bis alle Fahr- 
gäste „an Bord" sind (wie es beim Te- 
lebus erforderlich ist) entfallen hier. 
Länger als 10 Min. muß keiner warten, 
Spontanfahrten über ein bestehendes, 
eingespieltes Nahverkehrssystem, das 
seine Existenz und Rentabilität nicht 
aus einer Spezialaufgabe ableitet, ver- 
fügen. 

Dabei haben sich vielfältige soziale Be- 
ziehungen zwischen den Fahrern und 
ihren Kunden entwickelt. So* gibt es 
den Fahrer, der auch mal unterwegs 
ein Brot, einen Blumenstrauß besorgt 
oder der, wenn nötig unterwegs auch 
mal aufs Klo hilft. Benötigt ein Fah- 
rer eine Hilfsperson, z. B. bei einem 
Treppentransport, ruft er über Funk 
ein zweites Taxi. ^ % der Berechtig- 
ten fahren mit dern Taxi, nur 20 % be- 

■nutzen den Sonderfahrdienst. Angeb- 
lich werden die wenigen Spezialfahrten 
immer teurer, da der Spezialdienst 
nicht ausgelastet sei. Im Klartext heißt 
das: Taxibenutzer sollen wieder beim 
ASB mitfahren. Da fragt man sich, 
warum man nicht den Sonderfahr- 
dienst verkleinert statt ihn wieder auf 
alle Rollstuhlfahrer ausdehnen zu wol- 
len. 

Telebus bundesweit? 
Ungeachtet der Vorzüge des Bremer 
Modells und der Berliner Pleite soll der 
Te[ebus weiterhin Modellcharakter für 
die gesamte BRD haben. So liegt auch 

TELEBUS 

NOMERCI 

Die Telebusmio. für den 
U-Bahnausbau! 

Ein ebenso schnelles, zuverlässiges Be- 
förderungsmittel wie Taxis, dazu aberl 
noch billig und umweltfreundlich ist' 
— zumindest in großen Städten - die 
U-Bahn. Die BVG (Berliner Verkehrs- 
betriebe, und nicht nur die) erhielt bis 
dato jährlich 53 Mio. als Aufwandsent- 
schädigung für unentgeldliche Beför- 
derung Behinderter (Ändert sich nach 
den Kürzungen ja vielleicht etwas oder 
auch nicht). 
Da ist es eine Unverschämtheit, was da 
an Gegenleistung gebracht wird. Näm- 
lich sogut wie nichts. Meist sind bevor 
eine Fahrt angetreten werden kann, 
mehr oder weniger waghalsige Manö- 
ver nötig, um auf den Bahnsteig zu ge- 
langen. Die Verkehrsbetriebe sind 
nicht gewillt, Aufzüge in die U-Bahn- 
höfe einzubauen. 1982 kostete der 
Einbau eines Aufzugs In einen bereits 
vorhandenen Bahnhof im Höchstfall 
1,5 Mio., gleich mit eingeplant 1 Mio.. 
Selbst wenn es heute teurer ist — mitx 
den Millionen der (zukünftigen) Tele-' 
busmodelle und denen, die die Ver- 
kehrsbetriebe zugebuttert bekommen, 
könnte der behindertengerechte Aus- 
bau der öffentlichen Verkehrsmittel 
finanziert werden. 
Aber das wird ja bewußt zugunsten ei- 
nes Sonderfahrdienstes vermieden, des- 
sen Notwendigkeit mit der Ermögli- 
chung der „selbstverständlichen Teil- 
nahme Behinderter am... bla, bla.. ." 
Es ist höchste Zeit, sich gegen diese 
Heuchelei zur Wehr zu setzen, denn ist 
der Telebus erst mal da, heißt es: Was? 
Ihr wollt den Ausbau öffentlicher Ver- 
kehrsmittel? Aber Ihr habt doch euren 
Telebus! 

1 H. M. Dunker in: Paraplegiker, Nr, 1, '84 



BEHINDERTE IN NORWEGEN 

.Seit einem Drei Vierteljahr arbeite ich 
nun beim norwegischen Behinderten- 
verband (NHF) als Helfer für den Vor- 
sitzenden, der selbst Rollstuhlfahrer ist, 
und außerdem soll ich mich hier der 
internationalen Kontaktpflege widmen 
(was sich etwas großkotzig Austandsre- 
ferat nennt). Ich habe mir vorgenom- 
men, in diesem Artikel etwas über die 
Situation der Behinderten im hohen 
Norden zu berichten. 

„Kindergulag in Schweden", so lautete 
die Überschrift einer der Spiegelartikel 
über Schweden im letzten Herbst. Das 
skandinavische Sozialsystem, in den 
60er Jahren als Modell gepriesen, ist in 
den SOern zum abschreckenden Bei- 
spiel geworden. Von der wuchernden 
Bürokratie, die über die Köpfe der Be- 
troffenen hinweg bestimmt, die Bürger 
unmündig macht, ist die Rede. 

Mit den Problemen Behinderter be- 
schäftigt sich der Spiegelartikel nicht. 
Wie sieht es für sie aus in einem Land 
mit dem Anspruch eines „Wohlfahrts- 
staats" in einer Zeit, in der anderswo 
Behinderte von Streichungen als erste 
betroffen sind? (Mein Erfahrungsbe- 
reich bezieht sich zwar auf Norwegen, 
aber Norwegen und Schweden nehmen 
sich da nicht so viel). Die gesellschaft- 
liche Integration Behinderter ist in 
Norwegen wegen weiter fortgeschrit- 
ten als in den meisten anderen Län- 
dern. Das drückt sich in einer Reihe 
von Gesetzen aus, die gleiche Lebens- 
bedingungen für Behinderte schaffen 
sollen. Dazu gehört z.B. das Baugesetz, 
das vorschreibt, daß Wohnhäuser mit 
mehr als drei Wohnungen zugänglich 
sein müssen für Rollstuhlfahrer. Der 
zugängliche Eingang soll der Hauptein- 
gang sein |t), das verhindert das Ein- 
schleichenmüssen über den Lieferanten- 
eingang. 

Die Sonderschulen sind bisher nicht 
ganz aufgelöst, aber die Schulbehörden 
müssen bei den gewöhnlichen Schulen 
die Voraussetzungen schaffen, daß be- 
hinderte Schüler am Unterricht teil- 
nehmen können. D. h. die Schule muß 

zugänglich für Rollstuhlfahrer sein, 
und es müssen eventuelle Hilfsmittel 
für den Unterricht vorhanden sein. 

Verschiedene kommunale Regelungen 
sollen es Behinderten ermöglichen, in 
der eigenen Wohnung zu leben und da- 
bei die Hilfe zu bekommen, die sie be- 
nötigen. 

Gesetze können nur die Grundlage ei- 
ner Emanzipation sein (oder ihre Fol- 
ge), letztendlich ist dies eine ziemlich 
formale Ebene. Wie aber ist die Einstel- 
lung der Bevölkerung? 

Natürlich ist das schwer festzustellen. 
(Ich arbeite auf einem Büro, wo ein 
Drittel der Mitarbeiter behindert sind, 
da ist das eh zu einer normalen Sache 
geworden). 

Auch in Norwegen trifft man auf sol- 
che Haltungen, wie sie eine ältere Frau 
ausdrückte, die mir sagte: „Det er sa 
mange stakkare her (Es sind so viele 
„Arme" hier}". Aber Einstellungen las- 
sen sich sicher auch an den Medien ab- 
lesen - und da kommt man an Behin- 
derten ganz einfach nicht vorbei. In 
den Zeitungen findet man ständig Be- 
richte (auch auf der Titelseite) und 
seien es nur welche über irgendeine 
Diskriminierung Behinderter (auch die 
gibt es hier)“. 

Häufig sind es aber auch andere Beiträ- 
ge: Eine Sendung im Radio etwa über 
Urlaubsmöglichkeiten, in der ganze 
selbstverständlich auch die für Roll- 
stuhlfahrer erörtert werden. Und zwar 
nicht nur, welche SPEZIELLEN Ur- 
laubsstätten (Reservate) es gibt, son- 
dern welche Angebote Behinderte 
auch nützen können. Oder in der nor- 
wegischen Tagesschau wird Samstag- 
abends ein längerer Beitrag über zwei 
„Geistigbehinderte" (hier weniger dis- 
kriminierend „psykisk utviklingshem- 
mede" - „geistig Entwicklungsge- 
hemmte" genannt) gesendet, die gehei- 
ratet haben und zusammen in eine ei- 
genen Wohnung gezogen sind. 

Aber ich will die Situation der norwe- 
gischen Behinderten hier natürlich 
nicht nur in riesigen Farben malen. So 
toll sieht es nämlich auch nicht aus. 

Auf die Frage, ob er glaube, daß es den 
Behinderten in Norwegen wirklich so 
schlecht geht, wenn er dauernd behaup- 
te, daß sich die Lebensbedingungen 
der Behinderten in den letzten Jahren 
kräftig verschlechtert hatten, antwor- 
tete der Vorsitzende des NFH: Ich will 
die Fragestellung nicht akzeptieren. 
Frage heute einen normalen Mann in 
Norwegen, ob er eine Verminderung 
seines Einkommens um 10% hinneh- 
men wollte..." 
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Das ist eine gute Beschreibung der Si- 
tuation. Die Frage ist nicht, ob es Be- 
hinderten in Norwegen so schlecht 
geht, der Vergleichspunkt ist vielmehr 
die übrige Bevölkerung. In den letzten 
Jahren hat es kaum Fortschritte oder 
sogar Rückschritte gegeben. Die Behin- 
derten und ihre Organisationen müssen 
ständig auf der Hut sein, daß das Rad 
nicht zurückgedreht wird. 

Für die Kürzungen im Sozialbereich 
tragen die seit drei Jahren regierenden 
Konservativen die Hauptverantwor- 
tung, Die internationale Wirtschaftskri- 
se müßte im reichen Olland Norwegen 
nicht so große Auswirkungen haben. 
Wie man sich ailerdings denken kann 
haben die konservativen Ideologen an- 
deres mit dem ülgeld vor, als es für die 
Chancengleichheit aller Bürger auszu- 
geben. 

munen zwei verschiedenen Rahmenzu- 
schüsse für Aufgaben auf diesem Ge- 
biet bekommen, u. a. auch für Aufga- 
ben, im Behindertenbereich. Wie die 
Gelder im einzelnen verteilt werden, 
entscheidet die betreffende Kommune, 
Die Probleme sollen da gelöst werden, 
wo sie entstehen. So weit so gut. 

Diese Sache hat allerdings zwei Haken. 
Zum einen tritt der Staat immer mehr 
Aufgaben an die Kommunen ab, ohne 
daß diese dafür gleichzeitig mehr Geld 
bekämen. Das hat dazu geführt, daß 
die meisten Kommunen hochverschul- 
det sind, und in Gebieten, wo das so- 
ziale System sowieso nicht besonders 
entwickelt ist — wie in dem nördlich- 
sten Bezirk, der Finmark — steht das 
Sozialsystem vordem Zusammenbruch. 
Zum anderen ist ein starker Einsatz 
der Behindertenorganisation auf loka- 
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ren die Streicher erfolgreicher. Die 
Mindestpensionäre (in Norwegen gibt 
es eine Mindestrente von 60,000 Kr, = 
20.000 DM), von denen viele Behinder- 
te sind, halten schon seit langem nicht 
mehr mit der allgemeinen Einkom- 
mensentwicklung mit. Kürzungen auf 
Raten fallen nicht so auf, sagt sich die 
Regierung. 

Die norwegischen Behinderten müssen 
um das von ihnen Erreichte kämpfen. 
Auch wenn die Kürzungen von einem 
höheren Niveau ausgehen' ais in 
Deutschland, die Tendenz ist alie- 
mai dieselbe - und eine Schande für 
das reichste Land der Welt. Bei all die- 
sen nur versuchten oder auch geglück- 
ten Einschnitten in staatlichen Leistun- 
gen kommt es den norwegischen Behin- 
derten zugute, daß sie eine gute Lobby 
haben, daß auf ihre Organisation Rück- 
sicht genommen werden muß. 

Der größte Verband ist der Norges 
Handikapforbund, in dessen Hauptbü- 
ro ich arbeite. Der NHF ist vor ca. 50 
Jahren als Wohltätigkeitsorganisation 
für die „armen" Behinderten gegründet 
worden, hat aber von Anfang an mehr 

Mit dem Streichen von Sozialleistun 
gen versucht man es im allgemeinen 
hintenrum, so einfach ist das nämlich 
in einem skandinavischen Land nicht, 
dessen Bewohner an gewisse Dienst- 
ieistungen gewohnt sind, vor allem 
vyenn die Koalitionspartner der konser- 
vativen Partei sich auch noch sozial 
profilieren^wollen. 

Typisch ist die Vorgehensweise bei den 
,, Rahmenzuschüssen". In Norwegen 
hatten auch die verantwortlichen Poli- 
tiker eingesehen, daß das Pflegesatzsy- 
stem (die Institutionen bekommen 
Geid für ihre besetzten Plätze) dazu 
führt, daß die Heime kein Interesse da- 
ran haben können, daß Behinderte 
selbständig wohnen. Im Zusammen- 
hang mit einer größeren Umorganisie- 
rung des Gesundheits- und Sozialwe- 
sens wurde eingeführt, däß die Kom- 

ler Ebene notwendig, damit die Ange- 
bote für Behinderte nicht einfach zu- 
sammengestrichen werden. — Positive 
Ansätze werden zu Kürzungen benutzt! 
Ähnliches findet man auch in der BRD: 
Stichwort Selbsthilfe. 

Die Kosten für technische Hilfsmittel, 
in der Hauptsache Rollstühle, werden 
vom Staat getragen. Im letzten Herbst 
hatte der Sozialminister plötzlich die 
Idee, diese sollten bei Heimbewohnern 
doch in Zukunft von den Institutionen 
bezahlt werden. Behinderte demon- 
strierten, das Fernsehen berichtete und 
das Ministerium mußte einen Rückzie- 
her machen. Ein positiver Ausgang, 
aber mit einem schalen Beigeschmack: 
Schließlich kann das Fernsehen nicht 
altes aufgreifen. In anderen Fällen wa- 

politisch-fortschrittliche Forderungen 
gestellt als manch ein deutscher Behin- 
dertenverband heute. Bereits in den 
dreißiger Jahren wurde die Integration 
behinderter Schüler in gewöhnlichen 
Schulen gefordert. 

In den 70er Jahren übernahmen die 
Behinderten selbst die Macht im NHF 
und machten den Verband zu ihrer In- 
teressenorganisation. 

Man kann ihn allerdings weder mit den 
überalterten deutschen Verbänden 
noch mit der Behindertenbewegung 
oder der Krüppelbewegung in der BRD 
vergleichen. Der NHF ist keine „revo- 
lutionäre" Organisation, sondern „so- 
zialdemokratisch" in einem von sozial- 
demokratischer Kultur geprägten Land. 
Das bedeutet, daß man bei aller Kritik 



an staatlichen Maßnahmen trotzdem 
mit diesen im Gespräch bleibt. Das ist 
natürlich einfacher als Inder BRD, hat 
man doch das Gefühl, nicht nur gegen 
Mauern zu rennen. 

Das Hauptgewicht der Arbeit liegt dar- 
auf, Einfluß auf politische Entschei- 
dungen zu nehmen und die Mitglieder 
zu aktivieren und zu schulen. Auch die 
Position der Institutionsbewohner ge- 
genüber den Heimen zu starken, ist ei- 
ner der Schwerpunkte (Institutionen 
sind nämlich auch in Norwegen weiter- 
hin der gewöhnliche Aufbewahrungs- 
ort für Behinderte, auch wenn sie im 
Vergleich zur BRD kleiner, die Alter- 
nativen zahlreicher sind). 

Sozialdemokratisch bedeutet auch, 
daß man sehr stark auf einen ausgebau- 
ten Verwaltungsapparat setzt: Die 
Zahl der Mitarbeiter hier im Büro stieg 
in den letzten 5 Jahren von 12 auf 34 
(was für mich deutlich spürbar ist, da 
neben mir gerade mit viel Lärm das Bü- 
ro ausgeweitet wird). Das bringt mehr 
Bürokratie mit sich, aber gleichzeitig 
ist vor allem der Ausbau der techni- 
schen Abteilung Garantie dafür, daß 
Detailkenntnisse in der Hand der Be- 
hinderten selbst sind, während diese 
anderswo der Staat/Nichtbehinderte 
kontrollieren. 

Die Kritik an der Sozialdemokratie 
und dem skandinavischen Modell sind 
größtenteils berechtigt. Aber gleichzei- 
tig sollte man nicht vergessen, daß man 
In Skandinavien mit der Arbeit für ge- 
sellschaftliche Integration Behinderter 
weitergekommen ist als in den meisten 
anderen Ländern (mit Ausnahme von 
Italien). 

Aber ein Modell? Die Frage Ist ja z.B. 
ob Behinderte In der BRD eine Inte- 
gration in die jetzige Gesellschaft über- 

haupt für erstrebenswert halten. So 
einfach übertragbar Ist das, was hier ge- 
schehen ist, nicht, dazu sind die Bedin- 
gungen unvergleichbar anders — aber 
Anregungen kann die Entwicklung im 
Norden sicher weiter geben. 

Fragen beantworte ich immer gerne, 
meine Adresse: 

Andreas Habicht 
Norges Handikapforbund 
Nils Hansens Vel 2 
N—0667 Oslo 6 (Norwegen) 

Repräsentanz Dipt.-Kfm. J, Schmekel 
Lefmbachring 16 ■ D-6902 Sandhausen 

Tel.: 0 62 24/86 48 

• Gleichmäßige 
Druckverteilung. 

• Keine punktuelle 
Maximalbelastung auf 
den Sitzbeinen. 

• Erhebliche Herabsetzung 
der Gefahr 
von Druckgeschwüren. 

• Langes, beschwerde- 
freies Sitzen. 

• Geringes Gewicht, 
leichte Reinigung. 

iS 



Lichtblick für die Sehbehinderten 

In Unterschleißheim können jetzt rund 200 Kinder betreut werden 

„Viel zu viel Eltern schicken ihre Kin- 
der noch auf eine nomale Schule, statt 
ihnen einen individuellen Unterricht 
zu bieten", klagt Rudolf Geiger vom 
Bezirkstag Oberbayern. ,,Hier können 
wir jedem persönlich helfen, während 
sie woanders einfach nur durchgezogen 
werden." Mit „hier" ist das neue Seh- 
behindertenzentrum in Unterschleiß- 
heim gemeint, das kürzlich vom Baye- 
rischen Kultusminister Hans Maier ein- 
geweiht wurde (wir berichteten). Rund 
50 Millionen Mark hat das Zentrum, 
das 200 sehbehinderten Kindern und 
Jugendlichen Platz bietet, gekostet. 

Schon Anfang der 70er planten die Be- 
zirke Oberbayern, Schwaben und Nie- 
derbayern eine Entlastunf für die über- 
füllte Augsburger Schule des „Vereins 
für Sehgeschädigtenerziehung". 

Doch die ursprünglichen Bemühungen, 
ein Zentrum auf der Rottmannshöhe 
am Starnberger See zu realisieren, 
scheiterten am Widerstand der Kom- 
munalpolitiker und der Bevölkerung. 
Die Gemeinde Unterschleißheim bot 
1976 ein Grundstück an, das vom Ver- 
ein auch gekauft wurde. 1980 wurde 
mit dem Bau des Projekts von den Be- 
zirken und dem Freistaat finanziert. 

begonnen. Auf über 35000 Quadratki- 
lometer entstanden eine Grund-, 
Haupt- und Realschule, ein Heim mit 
144 Plätzen, eine Tagesstätte für etwa 
50 Schüler und als schulvorbereitende 
Einrichtung ein Kindergarten mit 20 
Plätzen. 

In der Schule werden keine Blinde, 
sonderen ausschließlich Sehbehinderte 
betreut, die trotz eines nicht mehr be- 
hebbaren Sehschadens noch über einen 
„Sehrrest" verfügen. Die Kinder sind 
in kleinen Klassen zusammengefaßt 
und arbeiten an sehbehindertenspezi- 
fischen Maßnahmen. 

daz^_L 

gi^ der 
mlnister auf die Aufgaben 

I Zentrums ein, das einen »“enttehrlichen 
I leiste, daß sehbehinderten 
I Chen das Rüstzeug mitgegeben 
Ider auferlegten Behinderung lebe^ 
|«^eitenzukönne£JöaZe^^^j^^«®^il] 

*f?*^'^^sehbebinderte 
rtaat nmd W 200 sen^^ 
Haupt' ^ I? Schüler. 
Kinder und Heim *^/^nKinder- 
-ngeschlossen Plätzen und ein 
  

Architektur geworden. So be- 
I sitze i^er Schüler, der im Helm wohnt, einen 
I sehbehindertenspezifischen Schreibtisch ani 
I einem Fenster. Für gemeinsame Aktivitäten gebe] 
I es außerdem Spielhäusgr,_,_^_^_^^^^_^^J 

München, den 6.6. 84 

Was soll dieser Schwachsinn Herr Mini- 
ster? 

Überlegun^n zur Ausgliederung Be- 
hinderter, von Uwe Frehse. 

Für 220 Plätze eines Sehbehinderten- 
zentrums in Unterschleißheim bei 
München 50 Millionen Mark Bauko- 
sten! 
Oder, 40 Millionen für einen geplanten 
Erweiterungsbau der Landesschule für 
Körperbehinderte, ca. 200 Plätze mehr. 

Rechne einmal nachl Das sind so um 
die 200.000,— DM pro Platz eines be- 
hinderten Schülers. Wenn sich jemand 

nur minimal über Öie Preise für Hilfs- 
mittel und für die Mehrkosten von be- 
hinderten gerechten Bauten auskennt, 
der merkt sofort, daß mit diesem Geld 
jede Schule in München mit den be- 
sten und modernsten Hilfsmitteins aus- 
gestattet werden kann und zugleich be- 
hindertengerecht umgebaut werden 
könnte. Es würde dabei sogar noch ge- 
nügend Geld übrig bleiben um die Re- 
gelschullehrer auf die besonderen Be- 
dürfnisse Behinderter vorzubereiten. 

Nun verbraucht das Personal einer 
Sonderschule auch ein Gehalt. Diese 
Fachkräfte könnten genauso gut in 

den Regelschulen eingesetzt werden 
um gezielte behinderte Schüler zu för- 
dern. Nun gibt es aber eine Reihe von 
Fächern die von dem einen oder ande- 
ren Behinderten ohne weiteres ohne 
Sonderbehandlung besucht werden 
kann, d. h. es würden hier noch Kapa- 
zitäten frei werden. Von den laufen- 
den Unterhaltskosten eines Sonder-Be- 
treuungszentrum ganz zu schweigen. 

„Viel zu viele Eltern schicken ihre Kin- 
der noch auf eine normale Schule, 
statt ihnen einen individuellen Unter- 
richt zu bieten"', klagt Rudolf Geiger 
vom Bezirkstag in Oberbayern, Den- 
noch sind immer Eltern behinderter 
Kinder, trotz dieser erheblichen 
Schwierigkeiten, bemüht ihre Kinder 
auf öffentliche Schulen zu schicken. 
Dabei handelt es sich bei diesen Inte- 
grationsversuchen fast immer um not- 
dürftige Lösungsversuche, da meist ei- 
ne zufriedenstellende Unterstützung 
fehlt! In den vorhandenen Behinderten- 
einrichtungen Münchens treten mehr 
und mehr, vor allem im Internatsbe- 
reich, Belegprobleme auf. Das heißt 
immer weniger Behinderte gehen in die 
Anstalt! Dabei nimmt die Gesamtan- 
zahl der Behinderten prozentual zu. 
Bei der gegenwärtigen Steigerungsrate 
kann es sich unsere Gesellschaft in den 
kommenden 100 Jahren nicht mehr 
leisten, alle Behinderten zu institutio- 
nalisieren. 

Eine Kindheit in einem Sehbehinder- 
tenzentrum dient nie und nimmer da- 
zu „um mit der auferlegten Behinde- 
rung leben, lernen und arbeiten zu 
können", wie Kultusminister Hans 
Maier überzeugt ist. Ein selbstbestimm- 
tes, kreatives Leben in einer modernen 



Gesellschaft wird vor allem dann ver- 
hindert, wenn die aussondernde Ein- 
richtung am äußersten Stadtrand ist. 

Ich selbst habe 10 Jahre in einer derar- 
tien Anstatit meine Kindheit verbrin- 
gen müssen und habe meine Erfahrun- 
gen gemacht, da man mir keinen Platz 
in der Gesellschaft gab. 

Es gibt mittlerweile genügend positive 
Beispiele und Modelle von integrativen 
Schulen. Wenn es bestimmte Politiker 
nicht schaffen sich diese Erfahrungen 
und dieses Wissen anzueignen und 
wenn sie es außerdem nicht fertig brin- 
gen mit finanziellen Mitteln bildungs- 
politisch gesehen effektiv umzugehen, 
dann spricht dies für eine völlig mangel- 
hafte Kompetenz. 

gez, Uwe Frehse 

Leserbrief von A. Rüggeberg 

Sehbehindertenzentrum 

Sehbehindert — kein Grund Kinder in 
Heime und Sonderschulen abzuschie- 
ben 

Mit persönlicher ^Betroffenheit und Be- 
stürzung habe ich Ihre Berichte über 
die Einweihung des neuen Sehbehin- 
derten-Schulzentrums in Schleißheim 
zur Kenntnis genommen. 

Es wollte und will mir nicht in den 
Kopf, warum solche absondernden 
Zentren, die behinderte Kinder und 
Jugendliche aus ihrer Familie und aus 
ihrer Gemeinde herausreißen tatsäch- 
lich notwendig sein sollen, um ihnen 
„bessere" Startchancen für's Leben zu 
vermitteln. 
Ich fühlte mich erinnert an meine eige- 
ne Schulzeit, die zwar auf einer Son- 
derschule für Sehbehinderte begann, 
bis meine Eltern die Idee hatten, ich 
könnte doch eigentlich ein „normales" 
Gymnasium besuchen. 

So gewagt das Projekt erschien, es 
funktionierte ausgezeichnet: Wir fan- 
den hilfsbereite Lehrer, die ausspra- 
chen, was sie an die Tafel schrieben; 
ich durfte meine Klassenarbeiten mit 
einer geräuschdämpfenden Schreibma- 
schine im Klassenraum schreiben (also 
keine Absonderung während der Klas- 
senarbeiten); bei Texten, die zur Vor- 
oder Nachbereitung des Unterrichts er- 
schlossen werden mußten, half mir am 
Nachmittag ein Vorlesehelfer regelmä- 
ßig. 

Nein — ich berichte hier nicht über ei- 
ne Modellschule für Integration, son- 
dern über ein ganz „normales " Gym- 
nasium. Eine Menge erfolgreicher Ein- 
zelfälle aus der Bundesrepublik und 
umfassende Erfahrungen mit der schu- 

lischen Integration sehbehinderter und 
blinder Schüler im Ausland belegen, 
daß der integrierte Weg der Beschulung 
möglich und unter verschiedenen Ge- 
sichtspunkten auch wesentlich mensch- 
liher und kostengünstiger ist. 

Da mutet es wie Sonderpädagogik aus 
der Mottenkiste an, wenn Kultusmini- 
ster Maier, der gewiß noch nie prakti- 
sche Erahrungen mit der schulischen 
Eingliederung von sehbehinderten und 
blinden Schülern sammeln konnte, un- 
bedacht und selbstsicher davon aus- 
geht, daß nur eine solche Sonderbe- 
handlung der Behinderten eine Grund- 
lage für's Leben sein könnte. 

200 Schulplätze von der Grundschule 
bis zur Realschule sind geschaffen wor- 
den, die meisten Schüler werden vom 
Internat aus - also weit weg von zu 
Hause - ihre Schullaufbahn absolvie- 
ren. Sie werden nicht die Gelegenheit 
haben, mit der „normalen" Welt der 
„Sehenden" Erfahrungen zu sammeln; 
und das wird ihnen eines Tages viele 
Probleme und Ängste bereiten. 
Spätestens dann, wenn sie in Studium 
oder Beruf mit dieser Welt der „Sehen- 
den" fertig werden müssen, werden sie 
merken, daß dafür keine noch so päd- 
agogisch geschickt geführte Sonder- 
schule die rechte Vorbereitung liefern. 
kann. 

Ich würde mich freuen, mit Eltern und 
Schulen Kontakt zu bekommen, die 
fortschrittlicher und menschlicher den- 
ken und bereit sind, sehbehinderten 
und blinden Kindern die Eingliederung 
in der Regelschule zu ermöglichen. Der 
organisierten staatlich-kulturpoliti- 
schen Abschiebung von behinderten 
Kindern, Jugendlichen und auch Er- 
wachsenen können wir nur praktisch 
erfolgreiche Beispiele gelungener Ein- 
gliederung und Selbständigkeit entge- 
gensetzen. 

August Rüggeberg (Dipl.-Psych.) 
VIF-Vorstandsvorsitzender 

Karl-Bosch-Straße 33 

5000 Köln 30 
Telefon (02 21)58 30 45 

Einladung zum 1. Lebenshilfe-Tag 

j Sehr geehrte Damen und Herren! 

' Anläßlich des 20jährigen Bestehens des 
I Landesverbandes der LEBENSHILFE 

für geistig Behinderte NW e. V. wird 
vom 6.-8. September 1984 in Köln 
der 1. LEBENSHILFE-Tag durchge- 
führt, zu dem Eltern, Angehörige, gei- 
stig Behinderte, Fachleute und poli- 
tisch Verantwortliche erwartet werden. 

Der 1. LEBENSHILFE-Tag gliedert 
sich in drei Teile: 

- 1. LEBENSHILFE-Kongreßam 
Donnerstag, dem 6. September 
1984 zum Thema: Geistig Behinder- 
te - Familie, Recht und Gesellschaft 

— Landesweites Sport- und Spielfest 
für geistig Behinderte in NW am 
Freitag, dem 7. September 1984 

- LEBENSHILFE-Familientag am 
Samstag, dem 8. September 1984 — 
„Wir schippern auf dem Rhein". 

Wir möchten Sie herzlich zu unserem 
1. LEBENSHILFE-Tag einladen und 
würden uns freuen, wenn Sie Gelegen- 
heit sehen würden, Ihre Mitarbeiter 
und eventuell weitere Untergliederun- 
gen Ihrer Einrichtung auf dem Kon- 
greß am 6. September 1984 aufmerk- 
sam zu machen, 

Da eine Teilnahmebegrenzung beim 
LEBENSHILFE-Kongreß gegeben ist, 
bitten wir um möglichst umgehende 
Rückmeldung. 

Mit freundlichen Grüßen 
Landesverband der Lebenshilfe NW e.V. 

Aitteigc    

Arger mH Ämtern? 

Haben Sie Schwierig- 
keiten mit Behörden? Ich 

stehe Ihrten unbürokratisch 
mit Rat und Tat zur Verfügung: 

hn Bürgerbüro für den Land- 
kreis München 
Isartorplatz 6^ 6000 München 2 
Telefon 220233 (Sprechsturtden 
Jeden Montag ab 10 Uhr). 

Dr. Peter Paul Gantzer, SPD 
Mitglied des Landtags, PetitionsausschuB 



Nun sind wir soweit: Wir 
schreiben das Jahr 1984. 

Alle reden vom Orwell-Staat, 
vom Überwachungsstaat und von 
der Diktatur der Datenbänke. 
Gegen Genmanipulation, kom- 
merzialisierte Retortenbabies 
und gefrorene GSG-9-Samen zu 
sein, gehört- mittlerweile zum 
links-feministischen Bewußtsein. 
Andererseits wird medizinisch- 
technischer Fortschritt aber auch 
gerne genutzt. 
Szenenwechsel: die Universitäts- 
frauenklinik Bonn, wo ,,man ne- 
ben den großen Zentren in San 
Francisco und dem King's Col- 
lege in London über die größten 
Erfahrungen mit der Ultraschall- 
diagnostik verfügt“; oder neh- 
men wir eines der 32 bundesdeut- 
schen Institute, die Fruchtwas- 
seruntersuchungen zur Früher- 
kennung von Erbschäden durch- 
führen, Bundesdeutsche Erken- 
nungsdienststellen für Mißbil- 
dungen oder besser — genetische 
TÜV-Abnahmestellen für Kin- 
der auf Garantieschein? Gegen 
Huxley's „Schöne neue Welt“ ist 
mensch allemal, aber das Retor- 
tenbaby sollte nicht gerade durch 
ein Krüppelbaby ersetzt werden. 
Denn, daß behindertes Leben 
,.trostloses Leben''(Die Zeit, 6.1. 
84) bedeutet, glaubt jede/r zu 
wissen. 
In den letzten zwei Jahren hat 
sich auch die Presse des Themas 
verstärkt angenommen. Meldun- 
gen über Prozesse zur Frage, ob 
behinderte Säuglinge am Leben 
gehalten werden ,,müssen“, sind 
keine Seltenheit in der „aus aller 
Welt''-Rubrik mehr. In New 
York gab ein Gericht den Eltern 
eines behinderten Kindes Recht 
in ihrer Entscheidung, das zehn 
Tage alte Kind keiner lebenser- 
haltenden Operation zu unter- 
ziehen, weil die Schädigungen 
dadurch nicht beseitigt würden. 
In Indiana entschieden die Rich- 
ter, daß ein sechs Tage alter mon- 
goloider Säugling nicht ernährt 
zu werden bräuchte. Ein Londo- 
ner Gericht, das für ein zwölf 
Tage altes mongoloides Mädchen 
die lebenserhaltende Operation 
verfügte, wollte seinem aus- 
nahmsweise positiven Urteil 
keine Allgemeingültigkeit bei- 
messen: „ln anderen Fällen, in 
denen die Zukunft des Kindes 
noch ubgewisser und mit mehr 
Schmerz und Leiden verbunden 
ist, könne ein anderes Gericht zu 
einem anderen Urteil kommen“ 
(Frankfurter Runschau, 10.8. 
81) .Minder schwerer Fall von 
Totschlag' .hieß es im Fall des 
Münchner Privatklinik-Arztes, 
der einen vermeintlich behinder- 
ten Säugling totspritzte, als der 

// 

Behindertes 

Leben- 

unwertes 

Leben? 

Seit Hackelats medienlrachtiger Ster-: 
behüte ist das Thema wieder in aller 
Munde: wahn hört menschliches Le- 
ben auf, lebenswerf zu sein? Klamm-1 
heimlich aber toleriert wird schon 
lange auch in bundesdeutschen^ 
Krankenhäusern „Sterbehilfe'' für' 
behinderte Babys praktiziert. Theresia, 
Degener, Jurastudentin und selbst' 
„Contergankind“, findet den „natür- 
lichen Ausweg" gar nicht-natörüch; 

Säugling nach siebzig Minuten 
„Liegenlassen'’ immer noch nicht 
sterben wollte. An der Ausübung 
seines Berufes soll der Arzt sei- 
tens des Gerichts nicht gehindert 
werden. Die Empörung, die 
durch die Presse ging, konzen- 
trierte sich nicht darauf, daß das 
Mädchen getötet wurde, sondern 
darauf, daß es wahrscheinlich gar 
nicht behindert war. 
Dies sind einige Fälle aus der Ta- 
gespresse, die sicherlich nur ei- 
nen kleinen Ausschnitt der tat- 
sächlichen Situation zeigen. Im 
Zusammenhang mit dem Prozeß 
zum Münchner Privatklinik-Fall 
wurde bekannt, daß das,,Liegen- 
lassen“ behinderter Säuglinge 
zur Regel in bundesdeutschen 
Kliniken geworden ist. Nicht an- 
ders sieht es in England aus. Dort 
berichteten zwei Pädiater bereits 
vor zehn Jahren im renommier- 
ten ,,New England Journal of 
Medicine", daß 14 Prozent der 
Todesfälle in der Neugeborenen- 
abteilung ihres Krankenhauses 
auf bewußte Nichtbehandlung 

schwergeschädigter Babies zu- 
rückzuführen seien. 
Die öffentliche (Presse)Meinung 
über derartige Fälle ist einhellig: 
Vom ,,natürlichen Ausweg“ ist 
da die Rede, den man ,,akzeptie- 
ren“ müsse, um Eltern und Kind 
viel ,,Leid zu ersparen“. 
Es geht ja nur um wirklich 
schwere Fälle, heißt es jeweils. 
Doch wie sehr gerade diese Be- 
wertung dem „Wandel der Ge- 
sellschaft“ unterliegt, zeigt ein 
Artikel der Frankfurter Rund- 
schau vom August 1962 zur Zeit 
des Contergan - Skandals. 
„Schwer zu entscheiden“, lautete 
die Überschrift über ein Plädoyer 
für Abtreibung. Nicht am Ab- 
treibungsverbot selbst wollte 
man rütteln (schon gar nicht für 
das Selbstbestimmungsrecht der 
Frau stimmen), nur dieses eine 
Mal sollte eine Ausnahme ge- 
macht werden. Denn es gehe „um 
eine unbestimmte, aber wohl 
nicht allzu hohe Zahl von Indivi- 
duen, die als Menschen zu be- 
zeichnen Beschönigung wäre... 
Säuglinge ohne Arm und Bein,... 
Babies mit seelenlosem Blick und 
abwesendem Geist... Individuen, 
die von Menschen abstammen, 
selber aber mit Menschen kaum 
noch etwas gemein haben. Wir 
ersparen unseren Lesern diese 
Photographien, sie gehören nicht 
in eine Tageszeitung, sie gehören 
allein in medizinische Fachpubli- 
katiönen.“ (FR 2.8.62) 
Man wußte es halt nicht besser... 
Doch wer weiß es heute besser? 
,,Wer aus Humanität befürwor- 
tet, Neugeborene mit schwersten 
Mißbildungen nicht am Leben zu 
erhalten, ist ganz und gar kein 
Sozialdarwinist. Das Argument 
entspringt der Überzeugung, 
technische Möglichkeiten ver- 
antwortlich einsetzen zu müssen, 
nicht jemanden zu einem Leben 
zu verdammen, das keiner von 
uns freiwillig führen möchte“, 
meint Bioethikerin Bettina 
Schöne-Seifert in der ,,Zeit“ vom 
6.1.84. 
Die Forderung, technische Mög- 
lichkeiten verantwortungsbe- 
wußt - vor allem in bezug auf 
den/die Patienten/in - einzuset- 
zen, hat durchaus ihre Richtig- 
keit, Nur, dieses Problem stellt 
sich zumindest bei den in der 
Presse behandelten Fällen von 
behinderten Säuglingen nicht. 
Die Probleme liegen in ganz an- 
deren Bereichen: in den gegen- 
wärtigen Top-Technologien und 
in ihrer Nutzung. 
Gen-Technologie, Retortenba- 
byproduktion und Samenbänke 
sind hier als erste zu nennen. Bei 
der Produktion des leistungsstar- 
ken Menschen stören „Mißge- 

Aus’se EMM^ 

bürten“ eben. Deren Geburten- 
rate zu verringern, ist deshalb 
Ziel der neuen „technischen 
Möglichkeiten". „Wenn wir eine 
genetische Erkrankung diagno- 
stizieren, raten wir der Mutter 
stets zur Unterbrechung der 
Schwangerschaft, um ihr die 
Möglichkeit zu geben, eine neue 
Schwangerschaft zu beginnen... 
und wenn es in einzelnen Fällen 
notwendig ist, führen wir die 
Mutter in eine Abteilung unseres 
Krankenhauses, wo sie mongo- 
loide, geistig zurückgebliebene 
Kinder und solche mit genetisch 
bedingten Abnormitäten sehen 
kann.“ (Prof. Adamson, Profes- 
sor für Gynäkologie und Ge- 
burtshilfe). 
Auch an der Universitätsfrauen- 
ktinik Bonn konzentrieren sich 
die Untersuchungen auf die Er- 
kennung von Mißbildungen. 
den dortigen „leistungsfähig^ 
Ultraschallgeräten kann die Ent- 
faltung der wichtigsten Organsy- 
steme, etwa des Hirns, des Her- 
zens, oder der Bauchorgane ver- 
folgt werden. Auch die Stellung 
und Beweglichkeit der Extremi- 
täten, von Händen und Füßen, 
lassen sich so genau ermitteln, 
daß fast immer zuverlässige An- 
gaben über ihre Form und Funk- 
tion möglich sind. Die in Bonn in 
den letzten Jahren gesammelten 
Erfahrungen haben ergeben, daß 
immerhin bei 88 Prozent der mit 
Ultraschall festgestellten Ano- 
malien, diese später als richtig be- 
stätigt wurden“, schreibt die 
FAZ am 21.12.83, Fast kann 
mensch es also bereits als 
Unachtsamkeit bezeichnen, wer- 
den Krüppelkinder heute über- 
haupt noch geboren, 
ln diesem Zusammenhang 
sen die in der Presse auftauchS^ 
den Fälle gesehen werden. Mit 
der Beschreibung der ,,schweren 
Schädigungen“ dieser mongoloi- 
den Kinder wird Mitleid und Ver- 
ständnis erzeugt, denn Leben als 
Behinderte/r wird hierzulande 
als nichtlebenswert und eben 
„trostlos" eingestuft. 
Tatsächlich sind es jedoch haupt- 
sächlich die sozialen Bedingun- 
gen, die Behindertsein zum Pro- 
blem werden lassen, denn das 
Leben von Krüppeln in der Bun- 
desrepublik ist geprägt von Aus- 
sonderung und Diskriminierung, 
einhergehend mit der Isolierung 
der Mütter, auf die letztendlich 
immer die Verantwortung abge- 
wälzt wird. Und wer möchte ein 
solches Leben schon freiwillig 
führen? Erst recht mit der Per- 
spektive, die dieses unser Land 
gegenwärtigen und zukünftigen 
,,Sozialfällen'' bietet... 

THERESIA DEGENER 
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HERTIE 

Das fortschrittliche Warenhaus 

im Herzen von Köln 
Alle Etagen rollstuhlgerecht! 

BOABOABOABOABOABOABOABO Also Leute, auch ich witfdie LUFTPUMPE 

regelmäßig haben und abonniere sie 

hiermit für 12 Monate. 

Dafür habe ich 16,- DM 

I I auf das Postsch.-Konto Köln, 

Nr. 15 330/508 überwiesen, 

Q bzw. einen Scheck beigetegt. 

Lieferung (auch rückwirkend) ab Ausg.: 

p.ec'h'; 
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